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7 3 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zoll-
erleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbeschriften und Werbe-
material für den Fremdenverkehr.

7 4 . Kundmachung: Beitritt Ceylons und Polens zum Internationalen Abkommen zur Erleichterung der Einfuhr
von Warenmustern und Werbematerial.

7 5 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens über den Straßenverkehr.
7 6 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reise-

verkehr.
7 7 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr

privater Straßenfahrzeuge.
78. Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr

von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch.
7 9 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Zollabkommen über Behälter.
80. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten

durch Italien und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland.
8 1 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr

gewerblicher Straßenfahrzeuge.
82. Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zur Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für

Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO).
83. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Übereinkommens, betreffend das Verfahren in

bürgerlichen Rechtssachen.
84. Handelsabkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik El Salvador.
85. Abkommen über die Gründung der „EUROFIMA" Europäische Gesellschaft für die Finanzierung von

Eisenbahnmaterial.
8 6 . Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit.

7 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1961, betreffend weitere Rati-
fikationen und Beitritte zum Zusatzprotokoll
zum Abkommen über Zollerleichterungen im
Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Werbematerial für den

Fremdenverkehr.
Nach Mitteilungen des Generalsekretariates der

Vereinten Nationen sind dem Zusatzprotokoll
zum Abkommen über Zollerleichterungen im
Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbe-
schriften und Werbematerial für den Fremden-
verkehr, BGBl. Nr. 131/1956, folgende weitere
Staaten beigetreten bzw. haben es ratifiziert:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde :

Peru 16. Jänner 1959
Frankreich 24. April 1959
Union der Sozialisti-

schen Sowjetrepu-
bliken (mit Vorbe-
halt) 17. August 1959

Bulgarien
(mit Vorbehalt) 7. Oktober 1959

Philippinen 9. Feber 1960
Polen

(mit Vorbehalt) 16. März 1960
Nepal 21. September 1960

Die Regierung der Vereinigten Arabischen Re-
publik hat am 26. März 1959 erklärt, daß die
Anwendung dieses Protokolls auf Syrien erstreckt
wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
16. Juni 1959 erklärt, daß die Anwendung dieses
Protokolls auf Barbados erstreckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
12. September 1960 erklärt, daß die Anwendung
dieses Protokolls auf Britisch Honduras erstreckt
wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat seine zu
Artikel 2 dieses Protokolls erklärten Vorbehalte
(BGBl. Nr. 131/1956) am 4. März 1959 zurück-
gezogen.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
11. November 1960 erklärt, daß die Anwendung
dieses Protokolls auf Hong-Kong erstreckt wird.

Der Vorbehalt der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken bezieht sich auf Artikel 15
dieses Abkommens und hat folgenden Wortlaut:

Im Hinblick darauf, daß Meinungsverschieden-
heiten über Auslegung oder Anwendung dieses
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Zusatzprotokolls einem Schiedsspruch unter-
worfen werden können, erklärt die Regierung
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
daß eine Meinungsverschiedenheit nur dann
einem Schiedsspruch unterworfen werden darf,
wenn alle am Streitfall beteiligten Vertrags-
staaten einem Schiedsverfahren zustimmen und
nur jene Personen als Schiedsrichter tätig werden,
die mit Zustimmung aller am Streitfall beteiligten
Vertragsstaaten nominiert werden.

Der Vorbehalt Bulgariens hat folgenden Wort-
laut:

Bulgarien erachtet sich hinsichtlich der Bestim-
mungen über Schiedssprüche des Artikels 15 Ab-
satz 2 und 3 als nicht gebunden.

Der Vorbehalt Polens hat folgenden Wortlaut:

Ungeachtet des Artikels 15 dieses Zusatzproto-
kolls darf eine Meinungsverschiedenheit einem
Schiedsspruch nur mit Zustimmung aller beteilig-
ten Vertragsstaaten unterworfen werden, deren
Zustimmung auch zur Nominierung eines oder
mehrerer Schiedsrichter notwendig ist.

Raab

74. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1961, betreffend den Beitritt
Ceylons und Polens zum Internationalen Ab-
kommen zur Erleichterung der Einfuhr von
Warenmustern und Werbematerial vom

7. November 1952.

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen sind seit der letzten Kund-
machung, BGBl. Nr. 219/1959, folgende weitere
Staaten dem Internationalen Abkommen zur
Erleichterung der Einfuhr von Warenmustern
und Werbematerial vom 7. November 1952,
BGBl. Nr. 187/1956, beigetreten:

Staaten : Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Ceylon
(mit Vorbehalt) 28. Oktober 1959

Polen 18. Feber 1960

Der Vorbehalt Ceylons hat folgenden Wort-
laut:

„Der Beitritt Ceylons ist bedingt durch einen
Vorbehalt zu Art. III Abs. 2 dieses Abkommens,
welche Bestimmung die Regierung Ceylons nicht
annehmen kann."

Raab

75. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. März 1961 über die Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Abkommens über den
Straßenverkehr vom 19. September 1949.

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen sind seit der Kundmachung
im BGBl. Nr. 193/1959 folgende weitere Staaten
dem Abkommen über den Straßenverkehr vom
19. September 1949, BGBl. Nr. 222/1955, beige-
treten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken (mit
Vorbehalt) 17. August 1959

Jordanien 14. Jänner 1960

Argentinien 25. November 1960.

Der Vorbehalt der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken hat folgenden Wortlaut:

„Die Regierung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken betrachtet sich hinsichtlich des
Artikels 33 dieser Konvention, welcher bestimmt,
daß Meinungsverschiedenheiten zwischen den
Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens mit Antrag eines
beteiligten Vertragsstaates dem Internationalen
Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt werden
können, als nicht gebunden und erklärt, daß in
jedem einzelnen Falle die Zustimmung aller
beteiligten Vertragsstaaten notwendig ist, um
eine Meinungsverschiedenheit dem Internatio-
nalen Gerichtshof zur Entscheidung vorzulegen."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat die
Ausdehnung des Abkommens über den Straßen-
verkehr vom 19. September 1949 auf folgende
Gebiete, deren internationale Beziehungen vom
Vereinigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland wahrgenommen werden, bekanntge-
geben:

1. Für Malta am 23. November 1959 mit fol-
gender Erklärung:

„Gemäß den Bestimmungen des Artikels 2
Abs. 1 dieses Abkommens schließt die Regierung
von Malta den Anhang 1 von der Anwendung
des Abkommens aus."

2. Für Sansibar am 8. Feber 1960.

3. Für die Föderation von Rhodesien und
Nyassaland am 25. März 1960 mit folgender
Erklärung:

„Gemäß den Bestimmungen des Artikels 2
Abs. 1 dieses Abkommens schließt die Regierung
der Föderation von Rhodesien und Nyassaland
den Anhang 1 und 2 von der Anwendung dieses
Abkommens aus."
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4. Für St. Vincent am 22. April 1960 mit fol-
genden Vorbehalten und Erklärungen:

,,a) Im Zusammenhang mit Artikel 24 des
genannten Abkommens behält sich die
Regierung von St. Vincent das Recht vor,
Personen die Führung eines anderen als
eines vorübergehend in das Gebiet von
St. Vincent eingeführten Fahrzeuges nicht
zu gestatten, wenn
i) das Fahrzeug zur Personenbeförderung

gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird, und

ii) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen von St. Vincent
verpflichtet wäre, im Besitz eines beson-
deren Berufsführerscheines zu sein.

b) Im Zusammenhang mit Artikel 26 dieses
Abkommens müssen zum internationalen
Verkehr im Gebiet von St. Vincent zuge-
lassene Fahrzeuge entsprechend den Ge-
setzen von St. Vincent vom Hereinbrechen
der Dunkelheit an, nachts oder wenn die
Witterung es erfordert, nach vorne ein
weißes Licht und nach hinten ein rotes
Licht und einen roten Rückstrahler
zeigen."

Ferner hat die Regierung von St. Vincent
erklärt, daß sie

a) gemäß den Bestimmungen des Artikels 2
Abs. 1 dieses Abkommens den Anhang 1
und 2 von der Anwendung ausschließt;

b) gemäß den Bestimmungen des Anhanges 6
Abschnitt IV lit. b dieses Abkommens sich
das Recht vorbehält, an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zuzulassen.
Ferner werden Sattelkraftfahrzeuge nicht
zur Personenbeförderung gegen Miete oder
Entgelt zugelassen.

5. Für Nord-Borneo am 22. April 1960 mit
folgendem Vorbehalt:

„Im Zusammenhang mit Artikel 24 des
genannten Abkommens behält sich die Regierung
von Nord-Borneo das Recht vor, Personen die
Führung eines anderen als eines vorübergehend
in das Gebiet von Nord-Borneo eingeführten
Fahrzeuges nicht zu gestatten, wenn

i) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird, und

ii) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen von Nord-Borneo
verpflichtet wäre, im Besitz eines beson-
deren Berufsführerscheines zu sein.".

6. Für Sierra Leone am 22. April 1960 mit den-
selben Erklärungen und Vorbehalten wie für
St. Vincent.

7. Für Barbados am 27. September 1960 mit
folgender Erklärung:

„Die Vorbehalte und Erklärungen, die das
Vereinigte Königreich von Großbritannien und
Nordirland aus Anlaß der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde abgegeben hat, werden auf
Barbados erstreckt."

Raab

7 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. März 1961, betreffend weitere Rati-
fikationen und Beitritte zum Abkommen
über Zollerleichterungen im Reiseverkehr.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten das Abkommen über Zollerleichterungen im
Reiseverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Stuten : Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde :

Peru 16. Jänner 1959
Frankreich 24. April 1959
Union der Sozialisti-

schen Sowjetrepu-
bliken (mit Vorbehalt) 17. August 1959

Bulgarien (mit Vor-
behalt) 7. Oktober 1959

Philippinen 9. Feber 1960
Polen (mit Vorbehalt) 16. März 1960
Nepal 21. September 1960

Die Regierung der Vereinigten Arabischen Re-
publik hat am 26. März 1959 erklärt, daß der
Vorbehalt, enthalten in den Schlußakten über
die Konferenz der Vereinten Nationen über Zoll-
formalitäten bei der vorübergehenden Einfuhr
privater Straßenfahrzeuge und im Reiseverkehr,
BGBl. Nr. 131/1956, auf Syrien erstreckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
16. Juni 1959 erklärt, daß die Anwendung dieses
Abkommens auf Barbados erstreckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
12. September 1960 erklärt, daß die Anwendung
dieses Abkommens auf Britisch-Honduras er-
streckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
11. November 1960 erklärt, daß die Anwendung
dieses Abkommens auf Hong-Kong erstreckt
wird.

Der Vorbehalt der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken bezieht sich auf Artikel 21
dieses Abkommens und hat folgenden Wortlaut:

„Im Hinblick darauf, daß Meinungsverschie-
denheiten über Auslegung oder Anwendung
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dieses Abkommens einem Schiedsspruch unter-
worfen werden können, erklärt die Regierung
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
daß eine Meinungsverschiedenheit nur dann
einem Schiedsspruch unterworfen werden darf,
wenn alle am Streitfall beteiligten Vertragsstaaten
einem Schiedsverfahren zustimmen und nur jene
Personen als Schiedsrichter tätig werden, die mit
Zustimmung aller am Streitfall beteiligten Ver-
tragsstaaten nominiert werden."

Der Vorbehalt Bulgariens hat folgenden Wort-
laut:

„Bulgarien erachtet sich hinsichtlich der Be-
stimmungen über Schiedssprüche des Artikels 21,
Absatz 2 und 3, als nicht gebunden."

Der Vorbehalt Polens hat folgenden Wortlaut:

„(1) Polen behält sich das Recht vor, die Be-
stimmungen des Artikels 4 dieses Abkommens
nicht anzuwenden.

(2) Ungeachtet des Artikels 21 dieses Abkom-
mens darf eine Meinungsverschiedenheit einem
Schiedsspruch nur mit Zustimmung aller betei-
ligten Vertragsstaaten unterworfen werden, deren
Zustimmung auch zur Nominierung eines oder
mehrerer Schiedsrichter notwendig ist."

Raab

7 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. März 1961, betreffend weitere Rati-
fikationen und Beitritte zum Zollabkommen
über die vorübergehende Einfuhr privater

Straßenfahrzeuge.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge,
BGBl. Nr. 131/1956, ratifiziert oder sind diesem
beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde :

Peru 16. Jänner 1959
Frankreich 24. April 1959
Union der Sozialisti-

schen Sowjetrepu-
bliken (mit Vorbehalt) 17. August 1959

Bulgarien (mit Vor-
behalt) 7. Oktober 1959

Philippinen 9. Feber 1960
Polen (mit Vorbehalt) 16. März 1960
Nepal 21. September 1960

Die Regierung der Vereinigten Arabischen Re-
publik hat am 26. März 1959 erklärt, daß die
Anwendung dieses Abkommens auf die Provinz
Syrien erstreckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
16. Juni 1959 erklärt, daß die Anwendung dieses
Abkommens auf Barbados erstreckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
12. September 1960 erklärt, daß die Anwendung
dieses Abkommen auf Britisch-Honduras er-
streckt wird.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
11. November 1960 erklärt, daß die Anwendung
dieses Abkommens auf Hong-Kong erstreckt
wird.

Der Vorbehalt der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken bezieht sich auf Artikel 40
dieses Abkommens und auf folgenden Wortlaut:

„Im Hinblick darauf, daß Meinungsverschie-
denheiten über Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens einem Schiedsspruch unter-
worfen werden können, erklärt die Regierung
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
daß eine Meinungsverschiedenheit nur dann
einem Schiedsspruch unterworfen werden darf,
wenn alle am Streitfall beteiligten Vertragsstaaten
einem Schiedsverfahren zustimmen und nur jene
Personen als Schiedsrichter tätig werden, die mit
Zustimmung aller am Streitfall beteiligten Ver-
tragsstaaten nominiert werden."

Der Vorbehalt Bulgariens hat folgenden Wort-
laut:

„Bulgarien erachtet sich hinsichtlich der Be-
stimmungen über Schiedssprüche des Artikels 40,
Absatz 2 und 3, als nicht gebunden."

Der Vorbehalt Polens hat folgenden Wortlaut:

„Ungeachtet des Artikels 40 dieses Abkom-
mens darf eine Meinungsverschiedenheit einem
Schiedsspruch nur mit Zustimmung aller betei-
ligten Vertragsstaaten unterworfen werden, deren
Zustimmung auch zur Nominierung eines oder
mehrerer Schiedsrichter notwendig ist."

Raab

7 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 2. März 1961, betreffend weitere Ratifi-
kationen und Beitritte zum Zollabkommen
über die vorübergehende Einfuhr von
Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum

eigenen Gebrauch.

Nach Mitteilung des Generalsekretariats der
Vereinten Nationen sind seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 169/1959 folgende Staaten dem Zoll-
abkommen über die vorübergehende Einfuhr
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von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum
eigenen Gebrauch, BGBl. Nr. 21/1958, beigetreten
beziehungsweise haben es ratifiziert:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde :

Jugoslawien 29. Jänner 1960
Schweiz (mit Erklärung) 7. Juli 1960
Niederlande 27. Juli 1960

Die Erklärung der Schweiz hat folgenden
Wortlaut:

„Dieses Zollabkommen findet auch auf das
Fürstentum Liechtenstein Anwendung, solange
dieses mit der Schweiz durch eine Zollunion ver-
bunden ist."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß der Geltungsbereich dieses Abkommens auf
folgende Gebiete, deren internationale Bezie-
hungen vom Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland wahrgenommen wer-
den, erstreckt wird:

a) am 19. Oktober 1959 auf Malta und Sierra
Leone;

b) am 12. Mai 1960 auf Hong-Kong und die
Falkland Inseln, und

c) am 12. Jänner 1961 auf Britisch-Honduras.

Die Regierung der Französischen Republik hat
am 14. Dezember 1960 erklärt, daß der Geltungs-
bereich dieses Zollabkommens auf folgende über-
seeische Gebiete erstreckt wird:

St. Pierre, Miquelon, Französisch-Somaliland,
Komoren, Neu-Kaledonien mit abhängigen Ge-
bieten und Französisch-Polynesien.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
23. Dezember 1959 und die Regierung der Fran-
zösischen Republik am 28. Dezember 1959 er-
klärt, daß der Geltungsbereich dieses Abkom-
mens auf das Kondominium der Neuen Hebriden
erstreckt wird.

Die Regierung der Niederlande hat am 27. Juli
1960 erklärt, daß der Geltungsbereich dieses Ab-
kommens auf Surinam, Niederländische Antillen
und Niederländisch Neu-Guinea erstreckt wird.

Raab

7 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 2. März 1961, betreffend weitere Rati-
fikationen und Beitritte zum Zollabkommen

über Behälter.

Seit der Kundmachung BGBl. Nr. 261/1959
haben folgende weitere Staaten das Zollabkom-
men über Behälter samt Unterzeichnungsproto-

koll vom 18. Mai 1956, BGBl. Nr. 22/1958, rati-
fiziert beziehungsweise sind diesem beigetreten:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde

Bulgarien (mit Vor-
behalt) 18. Jänner 1960

Belgien 27. Mai 1960

Schweiz (mit Erklärung) 7. Juli 1960

Niederlande 27. Juli 1960

Der Vorbehalt Bulgariens hat folgenden Wort-
laut:

„Bulgarien erachtet sich hinsichtlich der Be-
stimmungen des Artikels 17 Abs. 2 und 3 dieses
Abkommens in bezug auf die obligatorische
Schiedsgerichtsbarkeit als nicht gebunden."

Die Erklärung der Schweiz hat folgenden
Wortlaut:

„Dieses Zollabkommen findet auch auf das
Fürstentum Liechtenstein Anwendung, solange
dieses mit der Schweiz durch eine Zollunion ver-
bunden ist."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
4. November 1959 erklärt, daß der Geltungs-
bereich dieses Abkommens auf folgende Gebiete,
deren internationale Beziehungen vom Ver-
einigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland wahrgenommen werden, erstreckt
wird:

Antigua, Barbados, Bermuda, Britisch-Salo-
mon-Inseln, Brunei, Dominica, Falkland Inseln,
Gambia, Gibraltar, Gilbert und Ellice Inseln,
Grenada, Jamaica, Mauritius, Montserrat, Nord-
Borneo, St. Christopher mit Nevis und Anguilla,
St. Lucia, St. Vincent, Sarawak, Sierra Leone,
Singapur, Trinidad mit Tobago und Sansibar.

Die Regierung der Niederlande hat am 27. Juli
1960 erklärt, daß der Geltungsbereich dieses Ab-
kommens auf die Niederländischen Antillen und
auf Niederländisch Neu-Guinea erstreckt wird.

Raab

8 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 2. März 1961, betreffend die Ratifi-
kation des Europäischen Übereinkommens
zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten
durch Italien und das Vereinigte Königreich

von Großbritannien und Nordirland.

Das Generalsekretariat des Europarates hat
mitgeteilt, daß folgende weitere Staaten ihre Ra-
tifikationsurkunde zum Europäischen Überein-
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kommen zur friedlichen Beilegung von Streitig-
keiten, BGBl. Nr. 42/1960, hinterlegt haben:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Ratifikationsurkunde:

Italien (mit Erklärung) 29. Jänner 1960
Vereinigtes Königreich

von Großbritannien
und Nordirland (mit
Erklärung und Vor-
behalt) 7. Dezember 1960

Italien hat erklärt, daß es die in Artikel 34
Abs. 1 lit. b dieses Übereinkommens vorgesehene
Erklärung abgebe und demnach die Kapitel II
und III über das Vergleichs- und Schiedsver-
fahren nicht anwenden wird.

Die Erklärung und die Vorbehalte des Ver-
einigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland haben folgenden Wortlaut:

,,a) In Übereinstimmung mit Artikel 34 Ab-
satz 1 lit. a dieses Übereinkommens erklärt
das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland das Kapitel III nicht
anzuwenden;

b) in Übereinstimmung mit Artikel 35 dieses
Übereinkommens erklärt das Vereinigte
Königreich von Großbritannien und Nord-
irland folgende Vorbehalte:
i) die Vorbehalte, die das Vereinigte Kö-

nigreich von Großbritannien und! Nord-
irland aus Anlaß der Annahme der Ge-
richtsbarkeit des Internationalen Ge-
richtshofes notifiziert hat, finden auch
auf dieses Übereinkommen insoweit
Anwendung, als sie sich nicht bereits
aus anderen Bestimmungen dieses Über-
einkommens ergeben;

ii) das Kapitel II dieses Übereinkommens
findet, mit Ausnahme der Kanalinseln
und der Insel Man, keine Anwendung
auf Streitigkeiten, die ein oder mehrere
Territorien betreffen, die zwar nicht
Teile des Mutterlandes des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und
Nordirland sind, deren internationale
Beziehungen aber vom Vereinigten Kö-
nigreich von Großbritannien und Nord-
irland wahrgenommen werden."

Raab

8 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 3. März 1961, betreffend weitere Rati-
fikationen und Beitritte zum Zollabkommen
über die vorübergehende Einfuhr gewerb-

licher Straßenfahrzeuge.

Seit der Kundmachung im BGBl. Nr. 220/1959
haben folgende weitere Staaten das Zollabkom-
men über die vorübergehende Einfuhr gewerb-

licher Straßenfahrzeuge, BGBl. Nr. 20/1958, rati-
fiziert beziehungsweise sind diesem beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Bulgarien (mit Vor-
behalt) 7. Oktober 1959

Schweiz (mit Erklärung) 7. Juli 1960
Niederlande 27. Juli 1960

Der Vorbehalt Bulgariens hat folgenden Wort-
laut:

„Bulgarien betrachtet sich hinsichtlich des Ar-
tikels 38 Abs. 2 und 3 dieses Vertrages, welcher
sich auf die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit
bezieht, als nicht gebunden."

Die Erklärung der Schweiz hat folgenden
Wortlaut:

„Dieses Zollabkommen findet auch auf das
Fürstentum Liechtenstein Anwendung, solange
dieses mit der Schweiz durch eine Zollunion ver-
bunden ist."

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß der Geltungsbereich dieses Abkommens auf
folgende Gebiete, deren internationale Bezie-
hungen vom Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland wahrgenommen wer-
den, erstreckt wird:

a) am 6. November 1959 auf Gibraltar,
Brunei, Britisch-Somaliland, Nord-Borneo,
Seychellen-Inseln und Singapur;

b) am 29. April 1960 auf Gambia;
c) am 12. September 1960 auf Sierra Leone;
d) am 21. September 1960 auf Hong-Kong.

Raab

82. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. März 1961 über den Beitritt weiterer
Staaten zur Verfassung der Organisation der
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-

schaft und Kultur (UNESCO).
Nach Mitteilung der britischen Regierung

haben seit der letzten Kundmachung, BGBl.
Nr. 26/1959, folgende weitere Staaten die Ver-
fassung der Organisation für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur, BGBl. Nr. 49/1949, angenom-
men:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Guinea 2. Feber 1960
Dahomey 18. Oktober 1960
Kongo (Brazzaville) 24. Oktober 1960
Elfenbeinküste 27. Oktober 1960
Mali 7. November 1960
Senegal 10. November 1960
Niger 10. November 1960
Madagaskar 10. November 1960
Kamerun 11. November 1960
Zentralafrikanische

Republik 11. November 1960
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Staaten :
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde :

Nigeria 14. November 1960
Ober-Volta 14. November 1960
Somali 15. November 1960
Gabon 16. November 1960
Togo 17. November 1960
Kuweit 18. November 1960
Kongo (Leopoldville) 25. November 1960
Tschad 19. Dezember 1960

Raab

8 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. März 1961 über die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des Übereinkommens,
betreffend das Verfahren in bürgerlichen

Rechtssachen.

Nach Mitteilung der Königlich Niederlän-
dischen Botschaft in Wien hat Frankreich gemäß

Artikel 30 Abs. 2 des Übereinkommens, betref-
fend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen,
BGBl. Nr. 91/1957, erklärt, die Wirksamkeit
desselben auf folgende überseeische Gebiete, deren
internationale Beziehungen von der Französi-
schen Republik wahrgenommen werden, aus-
zudehnen:

1. Saint-Pierre, Miquelon, Französisch-Somali,
Neu Kaledonien und benachbarte Gebiete,
Französisch Polynesien.

2. Guadeloupe, Martinique, Guayana, Réunion.

Das Übereinkommen ist gemäß Artikel 30
Abs. 3 zwischen Österreich und den unter
Punkt 1 genannten Gebieten am 5. März 1961
in Kraft getreten und wird zwischen Österreich
und den unter Punkt 2 genannten Gebieten am
17. Juli 1961 in Kraft treten.

Raab

84.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt das zwischen der Republik Österreich
und der Republik El Salvador abgeschlossene Handelsabkommen, welches also lautet:

HANDELSABKOMMEN ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH U N D

DER REPUBLIK EL SALVADOR

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Republik El Salvador, von
dem Wunsche geleitet, die wirtschaftlichen Be-
ziehungen zwischen den beiden Ländern zu ver-
tiefen, haben beschlossen, ein Handelsabkommen
abzuschließen, und zu diesem Zweck zu ihren Be-
vollmächtigten ernannt

Seine Exzellenz der Bundespräsident der Re-
publik Österreich:

Seine Exzellenz Herrn Dr. Rudolf Baumann,
außerordentlicher Gesandter und bevoll-
mächtigter Minister, und

Seine Exzellenz der Präsident der Republik
El Salvador:

Seine Exzellenz Herrn Dr. Alfredo Ortiz Man-
cia, Minister für Auswärtige Angelegen-
heiten,

welche nach Austausch ihrer in guter und ge-
höriger Form befundenen Vollmachten folgendes
vereinbart haben:
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Artikel I

Die Vertragschließenden Teile werden alle
angemessenen Maßnahmen ergreifen, um den
Handelsverkehr zwischen ihren beiden Ländern
zu fördern und zu erweitern.

Artikel II

Die zuständigen österreichischen Behörden
werden im Rahmen der geltenden gesetzlichen
Vorschriften die Einfuhranträge für salvadore-
nische Waren mit größtmöglichem Wohlwollen
behandeln.

Die Einfuhr salvadorenischen Kaffees in das
österreichische Bundesgebiet wird ohne irgend-
eine Beschränkung zugelassen werden. Die öster-
reichische Bundesregierung wird infolgedessen
ohne Einschränkungen oder Abzüge Einfuhr-
lizenzen erteilen sowie freie und konvertible De-
visen für den Kauf dieses Erzeugnisses bereit-
stellen.

Artikel III

Die zuständigen salvadorenischen Behörden
werden im Rahmen der geltenden gesetzlichen
Vorschriften die Einfuhranträge für österreichi-
sche Waren mit größtmöglichem Wohlwollen
behandeln.

Falls El Salvador künftig Einfuhrbeschränkun-
gen oder Kontrollen über die zwischenstaatliche
Geldbewegung einführen sollte, wird für die
Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in
Österreich die Meistbegünstigung gewährt wer-
den.

Artikel IV

A) Die Vertragschließenden Teile werden sich
hinsichtlich der Zölle, der Zollformalitäten sowie
der Eingangsabgaben beim Export und Import
von Waren mit Ursprung in einem der Länder
der Vertragschließenden Teile wechselseitig die
Meistbegünstigung einräumen.

B) Die Bestimmungen des Absatzes A) werden
nicht angewendet hinsichtlich der Gewährung
oder der Beibehaltung von:

1) Begünstigungen, welche von einem der
Vertragschließenden Teile Nachbarländern zur
Erleichterung des Grenzverkehrs eingeräumt
wurden oder eingeräumt werden;

2) Begünstigungen, welche aus einer Zoll-
union oder aus einer Freihandelszone resultieren,
welcher einer der Vertragschließenden Teile
angehört oder beitritt;

3) Begünstigungen, welche von einem der
Vertragschließenden Teile dritten Staaten in
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Anwendung multilateraler Abmachungen, an
welchen der andere Vertragschließende Teil nicht
teilnimmt, gewährt wurden und gewährt wer-
den.

Artikel V

Die Zahlungen, die sich aus dem wechselseiti-
gen Warenverkehr ergeben, werden ausschließlich
in frei konvertierbaren Währungen erfolgen.

Artikel VI

Zur Überwachung der Anwendung dieses Ver-
trages sowie zur Behebung allfällig auftretender
Schwierigkeiten kann eine Gemischte Kommis-
sion aus Vertretern der Vertragschließenden
Teile gebildet werden. Diese Kommission wird
außerdem berechtigt sein, den Vertragschließen-
den Teilen Vorschläge zur Förderung des
Warenaustausches zu unterbreiten und insbe-
sondere alle zweckmäßigen Maßnahmen zu er-
greifen, die sich in dem Falle, daß einer der
Vertragschließenden Teile sein Außenhandels-
regime wesentlich ändern sollte, als notwendig
erweisen würden.

Artikel VII

Dieses Abkommen wird gemäß dem verfas-
sungsmäßigen Verfahren eines jeden der Ver-
tragschließenden Teile ratifiziert werden. Der
Austausch der Ratifikationsurkunden wird so
bald als möglich in Mexico Stadt, Vereinigte
Staaten von Mexico, stattfinden.

Dieses Abkommen wird am Tage des Aus-
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft
treten und so lange in Geltung bleiben, als es
nicht von einem der Vertragschließenden Teile
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten
gekündigt wird.

Unterschrieben und gesiegelt in San Salvador
in zweifacher Ausfertigung in deutscher und spa-
nischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind, am dreiundzwanzigsten März eintausend-
neunhundertsechzig.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Baumann

Für die Republik El Salvador:

Alfredo Ortiz Mancia

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Handelsabkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und
mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 4. Juni 1960.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Der Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 1. August 1960 stattgefunden.
Raab

Nachdem das Abkommen über die Gründung der „EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für
die Finanzierung von Eisenbahnmaterial, samt Zusatzprotokoll, Unterzeichnungsprotokoll und
Statuten, welche also lauten:

ABKOMMEN
ÜBER DIE GRÜNDUNG

DER „EUROFIMA"

Europäische Gesellschaft
für die Finanzierung von

Eisenbahnmaterial
Die Regierungen der Bundes-

republik Deutschland, der Re-
publik Österreich, des König-
reichs Belgien, des Königreichs
Dänemark, Spaniens, der Fran-
zösischen Republik, der Italieni-
schen Republik, des Großher-
zogtums Luxemburg, des König-
reichs Norwegen, des Kö-
nigreichs der Niederlande,
der Portugiesischen Republik,
Schwedens, der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Fö-
derativen Volksrepublik Jugo-
slawien,

in der Erwägung, daß die
Eisenbahnen ihre Aufgabe in
der Gesamtwirtschaft nur dann
erfüllen können, wenn sie in der
Lage sind, die einer normalen
Erneuerung und einer unum-

85.
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gänglidien Modernisierung des
rollenden Materials entsprechen-
den Investitionen durchzufüh-
ren; daß die Fortschritte, die bei
der Standardisierung und bei
der gemeinsamen Verwendung
des Materials erzielt wurden,
ihre logische Ergänzung in der
Einführung eines Verfahrens
zur internationalen Finanzie-
rung der Materialeinkäufe fin-
den;

in der Erwägung, daß ein. sol-
ches Finanzierungsverfahren zur
Festigung der Bemühungen auf
technischem Gebiet um eine
fortschreitende Integration der
Eisenbahnen auf europäischer
Ebene beizutragen vermag und
diese Finanzierungsmethode sich
auch besonders gut für ge-
normte Fahrzeuge eignen
würde, deren Eigentum leicht
von einem zum anderen Land
übertragen werden kann;

in der Erwägung, daß die
Deutsche Bundesbahn, die Na-
tionale Gesellschaft der franzö-
sischen Eisenbahnen, die Italie-
nischen Staatsbahnen, die Natio-
nale Gesellschaft der belgischen
Eisenbahnen, die Schweizeri-
schen Bundesbahnen, die Nie-
derländischen Eisenbahnen, die
Schwedischen Staatsbahnen, das
Nationale Netz der Spanischen
Eisenbahnen, die Nationale Ge-
sellschaft der Luxemburgischen
Eisenbahnen, die Jugoslawischen
Eisenbahnen, die Portugiesische
Eisenbahngesellschaft, die Öster-
reichischen Bundesbahnen, die
Dänischen Staatsbahnen, die
Norwegischen Staatsbahnen ver-
einbart haben, die „Eurofima",
Europäische Gesellschaft für die
Finanzierung von Eisenbahn-
material (im nachstehenden
„Die Gesellschaft" genannt) zu
gründen;

in der Erwägung, daß die
Gesellschaft sowohl nach ihrer
Zusammensetzung als auch nach
ihrem Zweck einem öffentlichen
Interesse dient und ein Gebilde
internationaler Prägung dar-
stellt;

in der Feststellung, daß die
Gesellschaft den Zweck hat, die
Ausrüstung und den der Öffent-
lichkeit dienenden Betrieb der
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Eisenbahnen der Vertrags-
parteien zu bestmöglichen Be-
dingungen zu fördern;

von dem Wunsche geleitet,
unter diesen Umständen jede
der Gesellschaft mögliche Unter-
stützung zu gewähren;

in der Erkenntnis, daß die
Tätigkeit der Gesellschaft auf
wirtschaftlichem und finanziel-
lem Gebiet durch Ausnahme-
regelungen begünstigt werden
muß, und daß die Gründung
und Tätigkeit der Gesellschaft
nicht dazu führen darf, daß den
beteiligten Eisenbahnverwaltun-
gen höhere Lasten an Steuern
und Abgaben erwachsen, als
wenn jede von ihnen ihre Mate-
rialeinkäufe mit eigenen Mitteln
finanzieren würde;

in der Erwägung, daß der
Kredit der Gesellschaft, die ihre
Materialeinkäufe großenteils
durch Anleihen finanzieren
muß, nur geschaffen und auf-
rechterhalten werden kann,
wenn die von den Eisenbahn-
verwaltungen der Gesellschaft
gegenüber eingegangenen Ver-
pflichtungen unter allen Um-
ständen eingehalten werden;

haben die unterzeichneten
Vertreter ernannt, die, ord-
nungsgemäß bevollmächtigt,
folgendes vereinbart haben:

Artikel 1

a) Die an diesem Abkommen
beteiligten Regierungen billigen
die Gründung der Gesellschaft,
für welche die in der Anlage
zum Abkommen beigefügten
Statuten (im folgenden „die
Statuten" genannt) und subsi-
diär das Recht des Sitzstaates,
insoweit es durch dieses Ab-
kommen nicht geändert wird,
maßgebend sind.

b) Die Regierung des Sitz-
staates wird die erforderlichen
Maßnahmen ergreifen, um
gleich nach dem Inkrafttreten
des Abkommens die Errichtung
der Gesellschaft zu ermöglichen.

Artikel 2

a) Die Statuten sowie alle Än-
derungen, die sie gemäß den
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Bedingungen der Statuten und
unter Berücksichtigung der
nachfolgenden Bestimmungen
erfahren, werden ungeachtet je-
der entgegenstehenden Bestim-
mung des Rechtes des Sitzstaates
rechtswirksam.

b) Die Zustimmung aller an
diesem Abkommen beteiligten
Regierungen, von welchen eine
Eisenbahnverwaltung Aktionär
der Gesellschaft ist, ist erforder-
lich für Änderungen der Statu-
ten betreffend

— den Sitz der Gesellschaft,
— den Zweck,
— die Dauer,
— die Bedingungen für die

Aufnahme einer Eisenbahn-
verwaltung in die Gesell-
schaft als Aktionär,

— die in bestimmten Fällen er-
forderliche qualifizierte
Mehrheit für die Abstim-
mung in der Generalver-
sammlung,

— die Stimmengleichheit der
Mitglieder des Verwaltungs-
rates,

— die Haftung der Aktionäre
für die mit der Gesellschaft
abgeschlossenen Finanzie-
rungsverträge
(die Bestimmungen darüber
sind in den Artikeln 2, 3, 4,
9, 15, 18 und 27 der bei-
liegenden Statuten enthal-
ten).

c) Änderungen der Statuten,
die sich auf die Erhöhung oder
Herabsetzung des Grundkapitals,
das Stimmrecht der Aktionäre,
die Zusammensetzung des Ver-
waltungsrates und die Vertei-
lung des Gewinnes beziehen (die
entsprechenden Bestimmungen
darüber sind in den Artikeln 5,
15, 18 und 30 der beiliegenden
Statuten enthalten), bedürfen
der Zustimmung der Regierung
des Sitzstaates.

d) Die Regierung des Sitz-
staates wird unverzüglich den
anderen Regierungen alle von
der Gesellschaft beschlossenen
Statutenänderungen mitteilen.
In den Fällen der Absätze b)
und c) dieses Artikels werden
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diese Änderungen innerhalb
einer Frist von 3 Monaten, ge-
rechnet von der Bekanntgabe
der Änderungen an, wirksam,
wenn keine Regierung, deren
Zustimmung nach den genann-
ten Absätzen erforderlich ist,
Einspruch erhoben hat. Solche
Einsprüche sind der Regierung
des Sitzstaates mitzuteilen, die
sie den anderen Regierungen zur
Kenntnis bringt.

e) Erhebt eine Regierung
Einspruch, so wird sie mit den
anderen Regierungen auf Ersu-
chen einer derselben in Bera-
tungen eintreten, um die Zweck-
mäßigkeit der betreffenden Än-
derungen zu prüfen.

Artikel 3

a) Wenn die zwischen der Ge-
sellschaft und den Eisenbahn-
verwaltungen abgeschlossenen
Verträge über die Zurverfügung-
stellung des durch die Gesell-
schaft gekauften Materials dem
Recht des Sitzstaates unterwor-
fen werden, bleibt die Gesell-
schaft solange Eigentümerin des
betreffenden Materials, sofern
darüber nicht ausdrücklich etwas
anderes vereinbart ist, bis sie
den vollständigen Kaufpreis er-
halten hat, ohne daß eine Ein-
tragung in das Register notwen-
dig ist. In diesem Falle hat die
Gesellschaft, wenn ein Vertrag
wegen Verzugs einer Eisenbahn-
verwaltung hinfällig wird, das
Recht, neben Schadenersatz
wegen Nichterfüllung des Ver-
trages auch die Rückgabe des
betreffenden Materials zu ver-
langen, ohne die bereits emp-
fangenen Zahlungen zurück-
erstatten zu müssen.

b) Werden die Gerichte des
Sitzstaates angerufen, so werden
sie über Streitigkeiten aus Ver-
trägen, die zwischen der Gesell-
schaft und den Eisenbahnver-
waltungen abgeschlossen und
dem Recht des Sitzstaates unter-
worfen sind, erkennen.

Artikel 4

a) Die Regierungen werden
ihren Eisenbahnverwaltungen
die Genehmigungen erteilen, die
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sie für alle Handlungen, die sich
auf die Gründung der Gesell-
schaft beziehen, benötigen.

b) Die Regierungen werden
alle Handlungen ihrer Eisen-
bahnverwaltungen erleichtern,
die sich auf die Tätigkeit der
Gesellschaft beziehen.

Artikel 5

a) Falls der Staat nicht schon
auf Grund bestehender inner-
staatlicher Bestimmungen für
die Verbindlichkeiten einer Ei-
senbahnverwaltung seines Lan-
des, die Aktionär der Gesell-
schaft ist, sei es mit seinem
ganzen oder mit einem Teil
seines Vermögens haftet, so wird
die Regierung die von dieser
Eisenbahnverwaltung gegenüber
der Gesellschaft eingegangenen
Verbindlichkeiten garantieren.

b) Diese Garantie wird in-
dessen nicht ohne weiteres ge-
währt, wenn die oben genannte
Eisenbahnverwaltung selbst zu-
gunsten einer Eisenbahnverwal-
tung, die nicht Aktionär der
Gesellschaft ist, oder zu-
gunsten eines anderen Eisen-
bahnunternehmens die Haftung
übernommen hat. Fehlt im
letzteren Fall die Garantie der
Regierung, zu der die Aktionär-
verwaltung gehört, dann über-
nehmen auch die übrigen Regie-
rungen keine Garantieverpflich-
tung.

Artikel 6

a) Die Beschlüsse der Gesell-
schaft über die Errichtung von
Agenturen oder Filialen unter-
liegen der Zustimmung aller an
diesem Abkommen beteiligten
Regierungen, von welchen eine
Eisenbahnverwaltung Aktionär
der Gesellschaft ist. Das in den
Absätzen d) und e) des Arti-
kels 2 vorgesehene Verfahren
wird auf die im vorliegenden
Absatz angeführten Beschlüsse
der Gesellschaft angewendet.

b) Die Gesellschaft wird all-
jährlich den an diesem Abkom-
men beteiligten Regierungen,
von welchen eine Eisenbahnver-
waltung Aktionär der Gesell-
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Schaft ist, über die Entwicklung
der Gesellschaft und ihre finan-
zielle Lage Bericht erstatten.
Diese Regierungen werden über
alle die Tätigkeit der Gesellschaft
berührenden Fragen von ge-
meinsamem Interesse sowie über
die sich hiefür notwendig erwei-
senden Maßnahmen beraten.

Artikel 7

a) Die an diesem Abkommen
beteiligten Regierungen werden,
soweit erforderlich, die notwen-
digen Maßnahmen treffen, damit
die von der Gesellschaft getä-
tigten Geschäfte zur Versorgung
der Eisenbahnverwaltungen mit
Eisenbahnmaterial, mit soforti-
gem oder späterem Eigentums-
übergang, so durchgeführt wer-
den können, daß sich daraus im
Vergleich zum unmittelbaren
Erwerb gleichen Materials durch
die Eisenbahnverwaltungen
keine zusätzlichen steuerlichen
Belastungen ergeben.

b) In gleicher Weise werden
die Regierungen, soweit erfor-
derlich, die notwendigen Maß-
nahmen treffen, damit die
Ein- und Ausfuhr von Eisen-
bahnmaterial im Rahmen der
im vorstehenden Absatz um-
schriebenen Geschäfte so durch-
geführt werden können, daß
sich daraus im Vergleich zur un-
mittelbaren Ein- und Ausfuhr
gleichen Materials durch die
Eisenbahnverwaltungen keine
zusätzlichen Steuer- und Zoll-
belastungen ergeben.

c) Die besonderen steuerlichen
Vorteile, die der Sitzstaat der
Gesellschaft für ihre Gründung
und ihre Geschäftstätigkeit ge-
währt, bilden Gegenstand eines
zwischen der Regierung des Sitz-
staates und den übrigen am Ab-
kommen beteiligten Regierun-
gen abgeschlossenen Zusatzpro-
tokolls zu diesem Abkommen.

Artikel 8

Die an diesem Abkommen
beteiligten Regierungen werden,
soweit erforderlich, die notwen-
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digen Maßnahmen ergreifen, um
die Ein- und Ausfuhr von Ma-
terial, das der Geschäftstätigkeit
der Gesellschaft entspricht, zu
erleichtern.

Artikel 9

Die an diesem Abkommen be-
teiligten Regierungen werden
im Rahmen ihrer Devisenvor-
schriften die erforderlichen
Maßnahmen ergreifen, um die
Durchführung der im Zusam-
menhang mit der Gründung
und der Geschäftstätigkeit der
Gesellschaft sich ergebenden
Geldbewegungen sicherzustellen.

Artikel 10

Sollte sich später zeigen, daß
die Anwendung von Rechtsvor-
schriften im Sitzstaat oder im
Lande einer anderen am Ab-
kommen beteiligten Regierung
für die Verfolgung des Zweckes
der Gesellschaft Schwierigkeiten
verursachen kann, so wird die
betreffende Regierung mit den
übrigen Regierungen auf Er-
suchen einer von ihnen in Be-
ratungen eintreten, um diese
Schwierigkeiten im Geiste der
Bestimmungen dieses Abkom-
mens und des in Artikel 7 Ab-
satz c) erwähnten Zusatzproto-
kolls zu regeln.

Artikel 11

a) Jede Regierung eines euro-
päischen Landes, die dieses Ab-
kommen nicht unterzeichnet
hat, kann diesem vom Zeitpunkt
seiner Anwendung an durch eine
an die Schweizerische Regierung
gerichtete Mitteilung beitreten.

b) Der Beitritt einer Regie-
rung, die nicht Mitglied der
Europäischen Konferenz der
Verkehrsminister ist, wird
jedoch erst dann wirksam, wenn
die Regierungen aller am Ab-
kommen beteiligten Staaten der
Schweizerischen Regierung ihre
Zustimmung angezeigt haben.

c) Der Beitritt zu diesem Ab-
kommen hat den Beitritt zu
dem in Artikel 7, Absatz c) er-
wähnten Zusatzprotokoll zur
Folge.
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Artikel 12

Dieses Abkommen ist für die
Dauer des Bestehens der Gesell-
schaft abgeschlossen.

Artikel 13

a) Eine an diesem Abkommen
beteiligte Regierung, von der
keine Eisenbahnverwaltung Ak-
tionär der Gesellschaft ist oder
von der alle Eisenbahnverwal-
tungen als Aktionär aus der Ge-
sellschaft ausgeschieden sind,
kann vom Abkommen durch
eine Mitteilung an die Schweize-
rische Regierung, unter Einhal-
tung einer dreimonatigen Kün-
digungsfrist, zurücktreten. Tritt
jedoch die Regierung des Sitz-
staates vom Abkommen zurück,
so wird sie aus dem Abkommen
so lange nicht entlassen, als der
Sitz der Gesellschaft nicht in
einen anderen Staat verlegt ist.

b) Ist eine Regierung gemäß
diesem Artikel aus dem Abkom-
men ausgeschieden, so werden
dadurch ihre Verpflichtungen
aus Artikel 5 für die Verbind-
lichkeiten ihrer Eisenbahnver-
waltung oder Eisenbahnverwal-
tungen, die diese als Aktionär
der Gesellschaft eingegangen
sind, nicht berührt.

Artikel 14

Jede Streitigkeit zwischen den
am Abkommen beteiligten Re-
gierungen über die Auslegung
und Anwendung dieses Abkom-
mens wird, mangels einer Eini-
gung über ein anderes Verfah-
ren, der Entscheidung des Inter-
nationalen Gerichtshofes unter-
worfen.

Artikel 15

a) Dieses Abkommen tritt
einen Monat, nachdem es von
der Schweizerischen Regierung
zusammen mit dem in Artikel 7
Absatz c) erwähnten Zusatzpro-
tokoll ratifiziert worden ist und
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wenn so viel andere Regierungen
entweder ohne Ratifikationsvor-
behalt unterzeichnet oder ihre
Ratifikationsurkunden hinter-
legt haben, daß der Aktienbesitz
der Eisenbahnverwaltungen die-
ser Regierungen 80% des
Grundkapitals der Gesellschaft
ausmacht, in Kraft.

b) Für jeden Unterzeichner,
der das Abkommen später rati-
fiziert, tritt es mit der Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde
in Kraft.

c) Die Ratifikationsurkunden
werden bei der Schweizerischen
Regierung hinterlegt.

Artikel 16

a) Unbeschadet des vorher-
gehenden Artikels sind sich die
Unterzeichner darüber einig,
dieses Abkommen vorläufig in
dem Umfange in Kraft zu
setzen, als es die Verfassungs-
bestimmungen ihres Landes er-
lauben. Bei der Unterzeichnung
wird jede Regierung bekannt-
geben, unter welchen Bedingun-
gen und in welchem Umfange
sie dieses Abkommen vorläufig
in Kraft setzen wird.

b) Dieser Artikel tritt für alle
Regierungen, die dieses Abkom-
men mit oder ohne Ratifika-
tionsvorbehalt unterzeichnet
haben, in Kraft, sobald die
Schweizerische Regierung dieses
Abkommen und das in Ar-
tikel 7, Absatz c) erwähnte Zu-
satzprotokoll ratifiziert hat.

Artikel 17

Die Schweizerische Regierung
gibt allen am Abkommen be-
teiligten Regierungen und der
Gesellschaft Kenntnis von der
Hinterlegung der Ratifikations-
urkunden, der Beitrittserklärun-
gen und Kündigungen. In
gleicher Weise gibt sie den Zeit-
punkt des Inkrafttretens des
Abkommens bekannt.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten Vertreter nach
Mitteilung ihrer in guter und
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gehöriger Form befundenen
Vollmachten das vorliegende
Abkommen unterzeichnet.

So geschehen in Bern am
20. Oktober 1955, in französi-
scher, deutscher und italienischer
Sprache, in einem einzigen
Exemplar, das im Archiv der
Schweizerischen Regierung hin-
terlegt wird, und von welchem
sie allen Regierungen, die Mit-
glieder der Europäischen Kon-
ferenz der Verkehrsminister
sind, eine gleichlautende be-
glaubigte Abschrift zukommen
läßt.
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ZUSATZ-
PROTOKOLL

ZUM ABKOMMEN
ÜBER DIE GRÜNDUNG

DER „EUROFIMA"
Europäische Gesellschaft

für die Finanzierung von
Eisenbahnmaterial

Die Regierungen der Bundes-
republik Deutschland, der Re-
publik Österreich, des König-
reichs Belgien, des Königreichs
Dänemark, Spaniens, der Fran-
zösischen Republik, der Italie-
nischen Republik, des Groß-
herzogtums Luxemburg, des
Königreichs Norwegen, des Kö-
nigreichs der Niederlande, der
Portugiesischen Republik,
Schwedens und der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien

einerseits, und
der Regierung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft

anderseits,
die das Abkommen über die
Gründung einer Europäischen
Gesellschaft für die Finanzierung
von Eisenbahnmaterial (im fol-
genden „das Abkommen" ge-
nannt) unterzeichnet haben,

im Hinblick auf Absatz c) des
Artikels 7 des Abkommens,

in der Feststellung, daß die
Statuten der Europäischen Ge-
sellschaft für die Finanzierung
von Eisenbahnmaterial (im fol-
genden „die Gesellschaft" ge-
nannt), die dem Abkommen bei-
gefügt sind, vorsehen, daß der
Sitz der Gesellschaft in Basel
(Schweiz) sein wird,

in der Erkenntnis, daß die
Schweizerische Regierung bereit
ist, der Gesellschaft besondere
Steuervorteile für ihre Grün-
dung und ihre Tätigkeit zu ge-
währen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Gesellschaft genießt in
der Schweiz, solange sie dort
ihren Sitz hat und ohne daß
hiedurch die Bestimmungen des
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Artikels 7 Absatz a) und b) des
Abkommens berührt werden,
folgende steuerliche Befreiungen:

1. Befreiung von der Emis-
sionsabgabe auf Aktien der Ge-
sellschaft.

2. Befreiung von der Wehr-
steuer vom Einkommen und
vom Kapital und Reserven so-
wie von jeder an ihre Stelle
tretenden künftigen direkten
Bundessteuer.

3. Befreiung von der Emis-
sionsabgabe, der Stempelabgabe
auf Coupons und der Verrech-
nungssteuer für die Titel und
Zinsen von Anleihen der Gesell-
schaft, die ausschließlich im Aus-
land zur Zeichnung aufgelegt,
nicht an den schweizerischen
Börsen kotiert werden und
deren Zinsen- und Rückzah-
lungsdienst ausschließlich von
ausländischen Stellen besorgt
wird.

4. Nichterhebung der Ver-
rechnungssteuer auf die Divi-
denden, welche die Gesellschaft
an die Bahnverwaltungen aus-
schüttet.

5. Nichterhebung des Zu-
schlages zur Grundgebühr für
die Eintragung ins Handels-
register.

,6. Befreiung von der kanto-
nalen und kommunalen Steuer
vom Einkommen und vom Ver-
mögen der Gesellschaft im Kan-
ton Basel-Stadt.

Artikel 2

Das vorstehende Protokoll
tritt mit seiner Ratifizierung
durch die Schweizerische Regie-
rung in Kraft, die ihrerseits den
anderen unterzeichneten Regie-
rungen diese Ratifikation be-
kanntgibt.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten Vertreter, nach
Mitteilung ihrer in guter und
gehöriger Form befundenen
Vollmachten, das vorliegende
Protokoll unterzeichnet.

So geschehen in Bern am
20. Oktober 1955, in französi-
scher, deutscher und italienischer
Sprache, in einem einzigen
Exemplar, das im Archiv der
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Schweizerischen Regierung hin-
terlegt wird, und von welchem
sie allen Regierungen, die Mit-
glieder der Europäischen Kon-
ferenz der Verkehrsminister
sind, gleichlautende beglaubigte
Abschrift zukommen läßt.
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UNTER-
ZEICHNUNGS-
PROTOKOLL

ZUM ABKOMMEN
ÜBER DIE GRÜNDUNG

DER „EUROFIMA"

Europäische Gesellschaft
für die Finanzierung von

Eisenbahnmaterial

Die Vertreter der Regierun-
gen, die das heute abgeschlossene
Abkommen über die Gründung
der „Eurofima", Europäische
Gesellschaft für die Finanzierung
von Eisenbahnmaterial (im fol-
genden „das Abkommen" ge-
nannt), unterzeichnet haben,

I. Haben übereinstimmend
folgendes festgestellt:

a) Der in Artikel 7 des Ab-
kommens verwendete
Ausdruck „soweit erfor-
derlich" bedeutet insbe-
sondere, daß eine Re-
gierung nicht gehalten ist,
Bestimmungen über die
steuerliche Befreiung zu
erlassen, wenn nach der
Gesetzgebung ihres Lan-
des die Gesellschaft in
Übereinstimmung mit den
Statuten und dem Basis-
abkommen ihre Geschäfts-
tätigkeit ohne zusätzliche
steuerliche Belastungen
ausüben kann.

b) Unter „Material" im
Sinne von Artikel 8 des
Abkommens ist Eisen-
bahnmaterial gemäß Ar-
tikel 3 der Statuten zu
verstehen.

c) Unter „Rechtsvorschrif-
ten" im Sinne von Ar-
tikel 10 des Abkommens
sind namentlich Steuer-
gesetze zu verstehen.

II. Haben von folgenden Er-
klärungen zu den Artikeln 5, 7
und 9 des Abkommens Kenntnis
genommen:

a) Die Regierungen der Bun-
desrepublik Deutschland,
der Republik Österreich,
des Königreiches Däne-
mark, der Italienischen
Republik, Schwedens und
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der Schweizerischen Eid-
genossenschaft erklären zu
Artikel 5 des Abkommens,
daß in ihren Ländern der
Staat nach der bestehenden
Rechtslage für die Ver-
bindlichkeiten seiner an
der Gründung der „Euro-
fima" beteiligten Eisen-
bahnverwaltung im Sinne
des Artikels 5 haftet.

b) Die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland
erklärt unter Bezugnahme
auf die Auslegung des Ar-
tikels 7 im vorliegenden
Protokoll, daß die be-
stehende Rechtslage dem
Artikel 7 entspricht, ohne
daß Steuerbefreiungsmaß-
nahmen erforderlich sind.

c) Die Regierung der Schwei-
zerischen Eidgenossen-
schaft legt Artikel 9 des
Abkommens wie folgt aus:

1. Die aus der Aktien-
zeichnung einzuzahlenden
Beträge sowie die Miet-
gelder für als Sacheinlage
eingebrachte Güterwagen
sind außerhalb des durch
bilaterale oder multilate-
rale Abkommen geordne-
ten Zahlungsverkehrs zu
überweisen.

2. Gelder, die durch in
einem anderen Lande als
dem Sitzstaat der „Euro-
fima" begebene Anleihen
beschafft werden, sind nur
so weit, als zur Einlösung
der Verbindlichkeiten der
„Eurofima" nötig, in die-
sen zu überweisen.

d) Die Regierung des König-
reichs der Niederlande er-
klärt, daß sie sich nicht als
an die oben von der Re-
gierung der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft
dem Artikel 9 des Ab-
kommens gegebene Aus-
legung gebunden betrach-
tet.
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III. Haben von den folgenden
Erklärungen zu Artikel 16 des
Abkommens Kenntnis genom-
men:

a) Die Regierungen des Kö-
nigreichs Belgien, der
Französischen Republik,
der Italienischen Republik,
des Großherzogtums Lu-
xemburg, der Portugiesi-
schen Republik und der
Schweizerischen Eidgenos-
senschaft haben sich bereit
erklärt, nach Inkrafttreten
des Artikels 16 des Ab-
kommens die Maßnahmen
zu ergreifen, die für des-
sen Anwendung gefordert
sind, wenn es in Kraft
sein wird; ausgenommen
sind

— für die Regierung des
Königreichs Belgien die
Artikel 5, 7 a) und b),
8 und 14;

— für die Regierung der
Französischen Repu-
blik die Artikel 7 a)
und b);

— für die Regierung der
Italienischen Republik
die Artikel 3 b), 5, 7 a)
und b), 8, 9, 11 c)
und 14;

— für die Regierung des
Großherzogtums Lu-
xemburg die Arti-
kel 7 a) und b) und 8.

Bezüglich dieser Artikel
haben diese Regierungen
erklärt, daß sie die ge-
nannten Maßnahmen er-
greifen, sobald sie das Ab-
kommen ratifiziert (haben
werden.

b) Die Regierungen der Re-
publik Österreich, des
Königreichs Dänemark,
Spaniens, des Königreichs
Norwegen, des König-
reichs der Niederlande,
Schwedens und der Föde-
rativen Volksrepublik Ju-
goslawien haben sich be-
reit erklärt, sobald sie das
Abkommen ratifiziert ha-
haben werden und nach
Inkrafttreten des Arti-
kels 16 die Maßnahmen
zu ergreifen, die für die
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Anwendung des Abkom-
mens gefordert sind, wenn
dieses in Kraft sein wird;
ausgenommen ist

— für die Regierung des
Königreichs der Nie-
derlande der Artikel 5.

Bezüglich dieses Arti-
kels erklärt die Regierung
des Königreichs der Nie-
derlande, daß sie die Maß-
nahmen nach Artikel 5
ergreifen wird, sobald die
den Eisenbahnverwaltun-
gen gehörenden Aktien
derjenigen Regierungen,
die das Abkommen ent-
sprechend dem Artikel 16
anwenden, 80% des
Grundkapitals der „Euro-
fima" ausmachen.

c) Die Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland
hat erklärt, sie werde die
Maßnahmen ergreifen, die
für die Anwendung des
Abkommens gefordert
sind, nachdem es in der
Bundesrepublik ratifiziert
ist.

IV. Die Regierungen Spa-
niens, der Französischen Repu-
blik, der Italienischen Republik,
des Königreichs Norwegen,
Schwedens und der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien er-
klären unter Bezugnahme auf
den Beschluß der Minister der
Besonderen Gruppe Nr. 1 der
Europäischen Konferenz der
Verkehrsminister vom 8. Juli
1955, daß sie unter sich und in
ihren Beziehungen zu den an-
deren Unterzeichnern den fran-
zösischen Wortlaut des Abkom-
mens, des Zusatzprotokolls zum
Abkommen und des vorliegen-
den, heute unterzeichneten Pro-
tokolls im Falle von textlichen
Abweichungen als maßgebend
ansehen.

So geschehen in Bern am
20. Oktober 1955 in französi-
scher, deutscher und italienischer
Sprache, in einem einzigen
Exemplar, das im Archiv der
Schweizerischen Regierung hin-
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terlegt wird, und von welchem
sie allen Regierungen, die Mit-
glieder der Europäischen Kon-
ferenz der Verkehrsminister sind,
eine gleichlautende beglaubigte
Abschrift zukommen läßt.
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STATUTEN
Firma, Sitz, Zweck

und Dauer der Gesellschaft.

Artikel 1.

Unter der Firma „Eurofima"
Europäische Gesellschaft für die
Finanzierung von Eisenbahn-
material („Eurofima" Société
Européenne pour le financement
de matériel ferroviaire, „Euro-
fima" Società europea per il
finanziamento di materiale
ferroviario) wird eine Aktien-
gesellschaft gegründet, welche
den Bestimmungen des Inter-
nationalen Abkommens über
die Gründung dieser Gesell-
schaft, den vorliegenden Statu-
ten und subsidiär den Gesetzen
des Sitzstaates unterliegt.

Artikel 2.

Die Gesellschaft hat ihren
Sitz in Basel (Schweiz).

Artikel 3.

Die Gesellschaft hat den
Zweck, den Eisenbahnverwal-
tungen, die Aktionäre der Ge-
sellschaft sind, Eisenbahn-
material einheitlicher Bauart
oder einheitlicher Leistung, das
sie für ihren Betrieb benötigen,
zu den günstigsten Bedingungen
zu verschaffen; sie kann dies
auch für andere Eisenbahnver-
waltungen und den Eisenbahnen
ähnliche Unternehmen tun,
unter der Voraussetzung, daß
ein oder mehrere Aktionäre ihr
gegenüber für die Verpflichtun-
gen dieser Verwaltungen und
Unternehmen haften.

Zur Erfüllung ihres Zweckes
wird die Gesellschaft Eisenbahn-
material erstellen lassen, sei es
für eigene Rechnung oder für
Rechnung der interessierten
Eisenbahnverwaltungen oder
ähnlicher Unternehmen. Im
erstgenannten Falle wird sie das
Material den Interessenten ver-
mieten oder verkaufen.

Die Gesellschaft kann sich die
zusätzlich zu den eigenen Gel-
dern benötigten Mittel durch
die Aufnahme von Anleihen
und Krediten aller Art be-
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schaffen. Sie kann alle kommer-
ziellen und finanziellen Trans-
aktionen vornehmen, die zur
Erreichung ihres Zweckes er-
forderlich sind.

Artikel 4.

Die Gesellschaft wird für die
Dauer von 50 Jahren gegrün-
det.

GRUNDKAPITAL.

Artikel 5.

Das Grundkapital der Gesell-
schaft beträgt 50,000.000
Schweizerfranken. Es ist ein-
geteilt in 5.000 Aktien mit
einem Nennwert von 10.000
Schweizerfranken.

Die Aktien sind bei der Grün-
dung wie folgt verteilt:
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Artikel 6.

Die Aktien der Gesellschaft
sind voll einbezahlt, die Aktien
A durch Barzahlung, die Aktien
B durch Einbringung von Güter-
wagen.

Die Deutsche Bundesbahn
bringt in die Gesellschaft Güter-
wagen im Gesamtwert von
SFr. 11,700.000 ein und erhält
dafür 1.170 Aktien B im Nomi-
nalwert von zusammen SFr.
11,700.000.

Die Nationalgesellschaft der
Französischen Eisenbahnen
bringt in die Gesellschaft Güter-
wagen im Gesamtwert von
SFr. 11,700.000 ein und erhält
dafür 1.170 Aktien B im Nomi-
nalwert von zusammen SFr.
11,700.000.

Die Italienischen Staatsbahnen
bringen in die Gesellschaft
Güterwagen im Gesamtwert von
SFr. 6,300.000 ein und erhalten
dafür 630 Aktien B im Nomi-
nalwert von zusammen SFr.
6,300.000.

Die Nationalgesellschaft der
Belgischen Eisenbahnen bringt
in die Gesellschaft Güter-
wagen im Gesamtwert von
SFr. 4,900.000 ein und erhält
dafür 490 Aktien B im Nomi-
nalwert von zusammen SFr.
4,900.000.
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Die Niederländischen Eisen-
bahnen bringen in die Gesell-
schaft Güterwagen im Gesamt-
wert von SFr. 2,700.000 ein und
erhalten dafür 270 Aktien B im
Nominalwert von zusammen
2,700.000.

Die Nummernverzeichnisse
der eingebrachten Güterwagen
und die Schätzungsprotokolle
werden diesen Statuten beigege-
ben.

Die Aktien B sind innerhalb
10 Jahren in Aktien A umzu-
wandeln, je ein Zehntel am
Ende eines jeden der zehn
ersten Geschäftsjahre.

Artikel 7.

Die Aktien lauten auf den
Namen.

Eine Abtretung von Aktien
ist unter Vorbehalt der Bestim-
mungen des nachfolgenden Ar-
tikels 9 nur unter Aktionären
und mit Zustimmung der Gene-
ralversammlung möglich.

Die Gesellschaft führt ein Ak-
tienregister, in welches Name
und Wohnort der Aktionäre
eingetragen werden. Als Aktio-
när wird von der Gesellschaft
nur anerkannt, wer im Aktien-
Register eingetragen ist.

Artikel 8.

Das Grundkapital kann auf
Grund eines Beschlusses der Ge-
neralversammlung erhöht wer-
den. Jeder Aktionär besitzt,
unter Vorbehalt der Bestim-
mungen des nachfolgenden Ar-
tikels 9, das Recht auf Zeich-
nung neuer Aktien, entspre-
chend seinem Aktienbesitz im
Zeitpunkte der Kapitalerhöhung.
Wird ein Bezugsrecht nicht aus-
geübt, so kann es mit Zustim-
mung der Generalversammlung
auf einen anderen Aktionär
übertragen werden.

Die Generalversammlung setzt
die Bedingungen für die Aus-
gabe neuer Aktien fest.

Artikel 9.

Jede Eisenbahnverwaltung
eines Staates, der das Internano-
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nale Abkommen über die Grün-
dung der Gesellschaft unter-
zeichnet hat oder ihm beigetre-
ten ist, kann durch Beschluß der
Generalversammlung als Ak-
tionär aufgenommen werden,
sei es durch die Abtretung von
Aktien oder durch die Zeich-
nung neuer Aktien bei einer
Kapitalerhöhung, sofern die
interessierte Regierung vorher
bekanntgegeben hat, daß sie
bereit ist, die Verpflichtungen
dieser Eisenbahnverwaltung zu
garantieren.

Die Zahl der Aktien oder
Bezugsrechte, die abzutreten
sind, um die Aufnahme eines
neuen Aktionärs zu ermöglichen,
wird, ebenso wie der Preis der
abzutretenden Aktien oder Be-
zugsrechte, von der Generalver-
sammlung festgesetzt. Die Zahl
der Aktien oder Bezugsrechte,
welche von jedem Aktionär ab-
zutreten sind, wird, unbeschadet
anderer Vereinbarungen der
Aktionäre, so berechnet, daß bei
der verhältnismäßigen Auftei-
lung zuletzt die größeren Reste
berücksichtigt werden.

DIE GENERALVERSAMM-
LUNG.

Artikel 10.

Die Generalversammlung der
Aktionäre ist das oberste Or-
gan der Gesellschaft.

Sie hat folgende Befugnisse:

1. Wahl der Mitglieder des
Verwaltungsrates.

2. Ernennung des Präsiden-
ten und der Vizepräsiden-
ten des Verwaltungsrates.

3. Wahl der Kontrollstelle.

4. Änderung der Statuten.

5. Erhöhung oder Herab-
setzung des Grundkapitals.

6. Übertragung von Aktien
und Bezugsrechten.
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7. Auflösung der Gesellschaft
und Bestellung der Liqui-
datoren.

8. Verlängerung der Dauer
der Gesellschaft.

9. Genehmigung des Ge-
schäftsreglements (Ar-
tikel 22).

10. Entgegennahme des Be-
richtes der Kontrollstelle,
Prüfung und Genehmi-
gung des Geschäftsberich-
tes, der Bilanz und der
Gewinn- und Verlustrech-
nung, Beschlußfassung
über die Verwendung des
Reingewinnes und die
Entlastung der Verwal-
tung.

11. Festsetzung des Höchst-
betrages, bis zu welchem
innerhalb einer bestimm-
ten Zeit Anleihen und
Kredite aller Art aufge-
nommen werden können.

12. Beschlußfassung über alle
anderen Gegenstände, die
ihr vorbehalten sind oder
ihr durch den Verwal-
tungsrat vorgelegt werden.

Artikel 11.

Die ordentliche Generalver-
sammlung findet alljährlich
innerhalb sechs Monaten nach
Abschluß des Geschäftsjahres
statt.

Artikel 12.

Außerordentliche Generalver-
sammlungen werden einberufen:

1. durch Beschluß der Ge-
neralversammlung oder
des Verwaltungsrates,

2. auf Begehren der Kontroll-
stelle,

3. auf Verlangen eines oder
mehrerer Aktionäre, deren
Aktienbesitz zusammen
mindestens den zehnten
Teil des Grundkapitals be-
trägt. Das Begehren muß,
unter Angabe des Zweckes,
schriftlich eingereicht wer-
den.

Die Einberufung einer außer-
ordentlichen Generalversamm-
lung und ihre Organisation
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haben nach den gleichen Richt-
linien zu erfolgen wie bei einer
ordentlichen Generalversamm-
lung.

Artikel 13.

Die Aktionäre werden zu
einer Generalversammlung min-
destens zwei Wochen vorher
durch eingeschriebenen Brief
einberufen.

Das Einberufungsschreiben hat
die Verhandlungsgegenstände
und, sofern eine Änderung der
Statuten beantragt wird (Zif-
fer 4, 5 und 8 des Art. 10), den
wesentlichen Inhalt der vorge-
schlagenen Änderungen zu ent-
halten.

Über Gegenstände, die nicht
in dieser Weise angekündigt
worden sind, können Beschlüsse
nicht gefaßt werden, mit Aus-
nahme eines Beschlusses über
einen in der Generalversamm-
lung gestellten Antrag auf Ein-
berufung einer außerordent-
lichen Generalversammlung.

Die Generalversammlungen
finden am Sitze der Gesellschaft
statt, sofern der Verwaltungsrat
nicht anders beschließt.

Artikel 14.
Die Aktionäre üben das

Stimmrecht im Verhältnis zum
Nennwert der in ihrem Besitze
befindlichen Aktien aus.

Artikel 15.

Die Generalversammlung ist
auf erstes Aufgebot beschluß-
fähig, wenn an ihr die Mehrheit
der Aktien vertreten ist. Ist
dieses Quorum an einer Ge-
neralversammlung nicht er-
reicht, so ist mit mindestens
zweiwöchiger Voranzeige eine
zweite Generalversammlung ein-
zuberufen, welche ohne Rück-
sicht auf die Zahl der ver-
tretenen Aktien beschlußfähig
ist.

Die Generalversammlung faßt
ihre Beschlüsse mit der Mehr-
heit der vertretenen Aktien-
Stimmen. Eine Ausnahme bilden
die unter Artikel 10 Ziffer 4,
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5, 6, 7 und 8 aufgeführten Ge-
genstände, für welche ein gül-
tiger Beschluß die Zustimmung
von sieben Zehnteln des Grund-
kapitals erfordert.

Die Abstimmungen finden
offen statt, wenn kein Aktionär
die geheime Stimmabgabe ver-
langt.

Artikel 16.

Die Generalversammlung wird
durch den Präsidenten des Ver-
waltungsrates oder, im Falle
seiner Verhinderung, durch
einen der Vizepräsidenten oder,
wenn auch diese verhindert sind,
durch ein vom Verwaltungsrat
bezeichnetes Mitglied geleitet.

Die Generalversammlung
wählt in offener Abstimmung
zwei Stimmenzähler. Sie wählt
in gleicher Weise einen Proto-
kollführer, der nicht Aktionär
zu sein braucht.

Artikel 17.

Über die Verhandlungen und
Beschlüsse der Generalversamm-
lung wird ein Protokoll geführt.

Das Protokoll ist vom Vor-
sitzenden, den Stimmenzählern
und dem Protokollführer zu
unterzeichnen.

Protokoll-Abschriften oder
Auszüge sind vom Präsidenten
des Verwaltungsrates oder einem
der Vizepräsidenten zu unter-
zeichnen.

DER VERWALTUNGSRAT.

Artikel 18.

Der Verwaltungsrat ist mit
der Führung der Geschäfte der
Gesellschaft betraut.

Die Mitglieder des Verwal-
tungsrates werden ohne Rück-
sicht auf ihre Nationalität auf
Vorschlag der Aktionäre durch
die Generalversammlung ge-
wählt. Hierbei entfallen auf
jeden Aktionär, der mindestens
2% der Aktien besitzt, zwei
Mandate.

Die Mitglieder des Verwal-
tungsrates werden auf drei Jahre
gewählt und sind wiederwähl-
bar. Nach Ablauf der ersten drei
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Geschäftsjahre ist alljährlich
rund ein Drittel des Verwal-
tungsrates zu erneuern. Zu
diesem Zwecke sind in der
ordentlichen Generalversamm-
lung, die über das dritte Ge-
schäftsjahr beschließt, die Mit-
glieder des Verwaltungsrates, die
am Ende des 4. und 5. Geschäfts-
jahres auszuscheiden haben,
durch das Los zu bestimmen.

Alle Mitglieder des Verwal-
tungsrates haben gleiches Stimm-
recht.

Artikel 19.

Die Wahl der Mitglieder des
Verwaltungsrates erfolgt in der
ordentlichen Generalversamm-
lung. Dies gilt auch für allfällige
Ersatzwahlen, es sei denn, daß
für einen freigewordenen Sitz
die sofortige Wahl eines neuen
Mitgliedes durch einen Aktionär
verlangt wird. In diesem Falle
ist der Verwaltunsgsrat verpflich-
tet, ohne Verzug eine außer-
ordentliche Generalversammlung
einzuberufen, welche die Ersatz-
wahl vorzunehmen hat.

Scheidet ein Mitglied des Ver-
:waltungsrates im Laufe seiner
Amtsdauer aus, so übernimmt
der Nachfolger seinen Sitz für
den Rest dieser Amtsdauer.

Artikel 20.

Jeder Aktionär ist verpflich-
tet, für die ihn vertretenden
Mitglieder des Verwaltungs-
rates für die Dauer ihres Am-
tes je eine Aktie der Gesellschaft
bei der Gesellschaftskasse zu
hinterlegen.

Artikel 21.

Die Generalversammlung
wählt für die Dauer ihres Man-
dates als Mitglied des Verwal-
tungsrates einen Präsidenten
und zwei Vizepräsidenten des
Verwaltungsrates, welche wieder-
wählbar sind. Der Verwaltungs-
rat kann einen Sekretär bei-
ziehen, der nicht Mitglied des
Verwaltungsrates ist.

Ist der Präsident verhindert,
so wird die Sitzung von einem
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der Vizepräsidenten oder im
Verhinderungsfalle durch das
älteste anwesende Mitglied des
Verwaltungsrates geleitet.

Artikel 22.

Der Verwaltungsrat beschließt
über alle Geschäfte, für welche
die Beschlußfassung nicht einem
andern Organ der Gesellschaft
vorbehalten ist.

Der Verwaltungsrat ist er-
mächtigt, die Geschäftsführung
ganz oder teilweise an eines oder
mehrere seiner Mitglieder (Dele-
gierte) oder an Dritte, die nicht
Mitglieder des Verwaltungs-
rates sein müssen (Direktoren)
zu übertragen. Er erläßt ein
Geschäftsreglement, in dem
Rechte und Pflichten des Ver-
waltungsrates, seiner Delegier-
ten und der Direktion festgelegt
sind.

In diesem Reglement, das zu
seiner Gültigkeit der Genehmi-
gung durch die Generalver-
sammlung bedarf, hat der Ver-
waltungsrat seiner eigenen Be-
schlußfassung vorzubehalten:

1. die Zusammensetzung der
Direktion, deren Anstel-
lungsbedingungen, ihre
Ernennung und Abberu-
fung, sowie die Annahme
ihrer Demission;

2. die Bezeichnung der Mit-
glieder des Verwaltungs-
rates, welche namens der
Gesellschaft zeichnungsbe-
rechtigt sind, sowie die
Zuerkennung der Unter-
schriftsberechtigung an
Personen, welche nicht
Mitglieder des Verwal-
tungsrates sind (Direk-
toren, Prokuristen);

3. den Abschluß von An-
leihen und Krediten aller
Art im Rahmen der durch
die Generalversammlung
festgelegten Grenzen;

4. den Abschluß aller Ver-
träge für die Finanzie-
rung von Eisenbahnmate-
rial, insbesondere Miet-
und Verkaufsverträge, so-
wie der entsprechenden
Bestellungen;
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5. die Aufstellung des Ge-
schäftsberichtes, der Jah-
resbilanz und der an
die Generalversammlung
zu richtenden Anträge. Er
wird dazu die Rechnungen
durch Bücherrevisoren
prüfen lassen, die der Ge-
schäftsführung der Gesell-
schaft fernstehen.

Artikel 23.

Der Verwaltungsrat versam-
melt sich auf Einladung des
Präsidenten oder eines der Vize-
präsidenten sooft es die Ge-
schäfte erfordern, mindestens
einmal pro Quartal. Die Ein-
ladung erfolgt mit eingeschrie-
benem Brief, dem die Tages-
ordnung beizulegen ist, und der
mindestens acht Tage vor der
Sitzung abgesandt werden muß.

Der Präsident hat, wenn ein
Mitglied des Verwaltungsrates
dies schriftlich unter Angabe des
Gegenstandes, den es auf die
Tagesordnung gebracht sehen
möchte, verlangt, eine Verwal-
tungsratssitzung einzuberufen.
Die Sitzung muß in diesem
Falle spätestens zwei Wochen
nach Eingang des betreffenden
Schreibens stattfinden.

Die Einladung zu einer Ver-
sammlung bezeichnet den Ort
der Verhandlungen.

Ist ein Mitglied des Ver-
waltungsrates verhindert, an der
Sitzung teilzunehmen, so kann
es seine Stimme schriftlich ab-
geben oder sich durch ein ande-
res Mitglied, dem es sein Stimm-
recht ausdrücklich überträgt,
vertreten lassen. Jedes Mitglied
des Verwaltungsrates kann nur
ein anderes Mitglied vertreten.

In dringenden Fällen können
Beschlüsse schriftlich oder ge-
gebenenfalls auch telegraphisch
gefaßt werden, sofern nicht ein
Mitglied des Verwaltungsrates
die Abstimmung in einer Sit-
zung verlangt.

Artikel 24.

Der Verwaltungsrat ist weder
verhandlungs- noch beschluß-
fähig, wenn er nicht ordnungs-
gemäß einberufen wurde und
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nicht mindestens die Mehrheit
seiner Mitglieder anwesend oder
vertreten ist.

Die Beschlüsse werden mit
einfacher Mehrheit der anwesen-
den oder vertretenen Mitglieder
gefaßt. Bei Stimmengleichheit
zählt die Stimme des Präsiden-
ten doppelt. Im Gegensatz hie-
zu ist für Beschlüsse über
Artikel 22, Ziffer 3, eine Drei-
viertel-Mehrheit notwendig.

Artikel 25.

Über die Verhandlungen des
Verwaltungsrates und seine
Beschlüsse wird ein Protokoll
geführt.

Das Protokoll ist vom Vor-
sitzenden und vom Protokoll-
führer zu unterzeichnen.

Protokoll-Abschriften und
-Auszüge sind vom Präsidenten
oder einem der Vizepräsidenten
zu unterzeichnen.

Artikel 26.

Die Mitglieder des Verwal-
tungsrates erhalten für ihre Tä-
tigkeit keine Vergütung; es kön-
nen ihnen jedoch Taggelder ge-
währt werden.

HAFTUNG DER
AKTIONÄRE.

Artikel 27.

Die Aktionäre haften der Ge-
sellschaft, jeder im Verhältnis
seiner Beteiligung am Aktien-
kapital und höchstens bis zum
Betrag, der seiner Beteiligung
gleichkommt, für die Erfüllung
aller Verträge über die Finan-
zierung von Eisenbahnmaterial,
welche von der Gesellschaft ab-
geschlossen werden.

Diese Haftung gilt jedoch als
subsidiär überall dort, wo die
Erfüllung eines Vertrages durch
andere Garantien sichergestellt
ist, insbesondere durch solche
gemäß Artikel 3 dieser Statuten
oder gemäß des im Artikel 1
dieser Statuten erwähnten Inter-
nationalen Abkommens.
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Diese Haftung wird nur in
dem Maße beansprucht werden,
als die nicht erfüllten Verpflich-
tungen einer zahlungsunfähigen
Verwaltung die Mittel der Spe-
zialreserve übersteigen, welche
gemäß Artikel 30 dieser Statuten
gebildet wird.

Die von den Aktionären auf
Grund dieser Haftung geleiste-
ten Zahlungen werden diesen
verhältnismäßig zurückbezahlt,
sofern und soweit die Gesell-
schaft nachträglich à conto des
hinfällig gewordenen Vertrages
Zahlungen erhält oder aus dem
Material, das Gegenstand dieses
Vertrages bildete, einen Erlös
erzielt.

DIE KONTROLLSTELLE.

Artikel 28.

Die Bücher der Gesellschaft
unterliegen der Prüfung einer
Kontrollstelle, welche aus drei
Mitgliedern besteht, die von der
Generalversammlung gewählt
werden, das erste Mal auf ein
Jahr und alsdann je auf drei
Jahre. Die Mitglieder der Kon-
trollstelle sind wiederwählbar.

Die Kontrollstelle hat insbe-
sondere die Aufgabe, zu prüfen,
ob die Gewinn- und Verlust-
rechnung und die Bilanz mit den
Büchern übereinstimmen, die
letztgenannten ordnungsgemäß
geführt werden, das ausgewie-
sene Gesellschaftsvermögen und
die Jahresergebnisse den Bestim-
mungen entsprechen, die für die
Gesellschaft gemäß Artikel 1
dieser Statuten gelten.

Die Kontrollstelle ist zur Er-
füllung ihrer Aufgabe ermäch-
tigt, in alle Geschäftsbücher und
Belege Einsicht zu nehmen. Die
Bilanz sowie die Gewinn- und
Verlustrechnung sind ihr spä-
testens 30 Tage vor der General-
versammlung zu unterbreiten.

Die Kontrollstelle hat der Ge-
neralversammlung, welche über
den Geschäftsabschluß zu befin-
den hat, schriftlich zu berichten
und Vorschläge zu unterbreiten.
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RECHNUNGSABSCHLUSS
UND

GEWINNVERTEILUNG.

Artikel 29.

Rechnung und Bilanz werden
alljährlich auf Ende des Ka-
lenderjahres abgeschlossen.

Die Bilanz ist nach den an-
erkannten Grundsätzen einer
gesunden kaufmännischen Ge-
schäftsführung zu erstellen.

Artikel 30.

Von dem nach Vornahme der
Abschreibungen verbleibenden
Jahresgewinn werden vorerst
5% dem ordentlichen Reserve-
fonds zugewiesen, bis dieser
ein Fünftel des einbezahlten
Grundkapitals erreicht. Der or-
dentliche Reservefonds darf nur
zur Deckung von Verlusten
herangezogen werden.

Aus dem Rest wird hierauf
den Aktien A eine Dividende
von höchstens 4% ausbezahlt.
Die Aktien B erhalten keine
Dividende.

Der verbleibende Überschuß
wird zur Speisung einer Spezial-
reserve (Garantiereserve) ver-
wendet, sofern die Generalver-
sammlung nicht anders be-
schließt.

LIQUIDATION.

Artikel 31.

Am Ende der im Artikel 4
dieser Statuten festgesetzten
Dauer oder im Falle einer vor-
zeitigen Auflösung tritt die Ge-
sellschaft in Liquidation. Sie gilt
von diesem Zeitpunkt an als in
Liquidation befindlich.

Die Liquidation wird durch
Liquidatoren durchgeführt, die
von der Generalversammlung
bestellt werden. Die Liquidato-
ren haben weitestgehende Voll-
macht zur freihändigen Ver-
wertung aller Aktiven der Ge-
sellschaft.

Die Liquidation kann jedoch
nur durchgeführt werden, wenn
alle Verpflichtungen der Gesell-
schaft, insbesondere diejenigen
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gegenüber den. Obligationären,
den Mietern und gegebenenfalls
auch gegenüber den Lieferanten
von Eisenbahnmaterial, gedeckt
sind.

Nach Deckung der Passiven
und Rückzahlung der Aktien
wird ein allfällig verfügbarer
Rest unter die Aktionäre, im
Verhältnis ihrer Beteiligung am
Grundkapital, verteilt.

VERSCHIEDENE BESTIM-
MUNGEN.

Artikel 32.

Die an die Aktionäre zu rich-
tenden Mitteilungen erfolgen
durch eingeschriebenen Brief.

Die offiziellen Bekannt-
machungen werden im Schwei-
zerischen Handelsamtsblatt pu-
bliziert.

Für alle übrigen Bekannt-
machungen bestimmt der Ver-
waltungsrat die Art und Weise
der Veröffentlichung und be-
zeichnet gegebenenfalls die in
Frage kommenden Zeitungen.

Artikel 33.

Alle Änderungen dieser Sta-
tuten sind der Regierung des
Sitzstaates bekanntzugeben.

Die Übereinstimmung- der
vorstehenden Abschrift mit dem
Statuten-Entwurf, der in Lon-
don dem am 30. September 1955
unterzeichneten Vorvertrag bei-
gelegt worden ist, bestätigt:

Für die Generaldirektion der
Schweizerischen Bundesbahnen

Schneider Gschwind

Bern, den 7. Oktober 1955

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Vertragswerke für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesen Vertragswerken enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratfikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 16. Jänner 1961.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Heilingsetzer

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 15 am 6. Februar 1961 für Österreich in Kraft
getreten.

Bis zu diesem Tage haben folgende Staaten das Abkommen ratifiziert beziehungsweise sind
diesem beigetreten:

Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Italien, Jugosla-
wien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien und Türkei.

Raab

86.

Nach dem das Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
ZWANGS-

ODER PFLICHTARBEIT

Die Allgemeine Konferenz
der Internationalen Arbeitsorga-
nisation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeits-
amtes nach Genf einberufen
wurde und am 10. Juni
1930 zu ihrer vierzehnten
Tagung zusammengetreten
ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen, be-
treffend Zwangs- oder
Pflichtarbeit, eine Frage,
die zum ersten Gegenstand
ihrer Tagesordnung ge-
hört, und
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dabei bestimmt, daß diese
Anträge die Form eines
internationalen Überein-
kommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 28. Juni 1930, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über Zwangs-
arbeit, 1930, bezeichnet wird,
zwecks Ratifikation durch die
Mitglieder der Internationalen
Arbeitsorganisation nach den
Bestimmungen der Verfassung
der Internationalen Arbeits-
organisation:

Artikel 1

1. Jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
das dieses Übereinkommen rati-
fiziert, verpflichtet sich, den
Gebrauch der Zwangs- oder
Pflichtarbeit in allen ihren
Formen möglichst bald zu be-
seitigen.

2. Bis zur völligen Beseiti-
gung darf Zwangs- oder Pflicht-
arbeit während einer Über-
gangszeit ausschließlich für
öffentliche Zwecke und auch
dann nur ausnahmsweise an-
gewandt werden; dabei sind
die in den nachstehenden
Artikeln vorgesehenen Bedin-
gungen und Sicherungen ein-
zuhalten.

3. Nach Ablauf von fünf
Jahren, berechnet vom Inkraft-
treten dieses Übereinkommens,
und anläßlich des im nach-
stehenden Artikel 31 vorgesehe-
nen Berichtes hat der Verwal-
tungsrat des Internationalen
Arbeitsamtes zu prüfen, ob es
möglich ist, die Zwangs- oder
Pflichtarbeit in allen ihren For-
men ohne weiteren Verzug zu
beseitigen, und zu entscheiden,
ob diese Frage auf die Tages-
ordnung der Konferenz gesetzt
werden soll.

Artikel 2

1. Als „Zwangs- oder Pflicht-
arbeit" im Sinne dieses Über-
einkommens gilt jede Art von
Arbeit oder Dienstleistung, die
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von einer Person unter An-
drohung irgendeiner Strafe ver-
langt wird und für die sie sich
nicht freiwillig zur Verfügung
gestellt hat.

2. Als „Zwangs- oder Pflicht-
arbeit" im Sinne dieses Über-
einkommens gelten jedoch nicht

a) jede Arbeit oder Dienst-
leistung auf Grund der
Gesetze über die Militär-
dienstpflicht, soweit diese
Arbeit oder Dienstlei-
stung rein militärischen
Zwecken dient,

b) jede Arbeit oder Dienst-
leistung, die zu den
üblichen Bürgerpflichten
der Bürger eines Landes
mit voller Selbstregierung
gehört,

c) jede Arbeit oder Dienst-
leistung, die von einer
Person auf Grund einer
gerichtlichen Verurteilung
verlangt wird, jedoch
unter der Bedingung, daß
diese Arbeit oder Dienst-
leistung unter Über-
wachung und Aufsicht der
öffentlichen Behörden
ausgeführt wird und daß
der Verurteilte nicht an
Einzelpersonen oder pri-
vate Gesellschaften und
Vereinigungen verdingt
oder ihnen sonst zur Ver-
fügung gestellt wird,

d) jede Arbeit oder Dienst-
leistung in Fällen höherer
Gewalt, nämlich im Falle
von Krieg, oder wenn
Unglücksfälle eingetreten
sind oder drohen, wie
Feuersbrunst, Über-
schwemmung, Hungers-
not, Erdbeben, verhee-
rende Menschen- und
Viehseuchen, plötzliches
Auftreten von wilden
Tieren, Insekten- oder
Pflanzenplagen, und über-
haupt in allen Fällen, in
denen das Leben oder die
Wohlfahrt der Gesamt-
heit oder eines Teiles der
Bevölkerung bedroht ist,
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e) kleinere Gemeindearbei-
ten, die unmittelbar dem
Wohl« der Gemeinschaft
dienen, durch ihre Mit-
glieder ausgeführt werden
und daher zu den üblichen
Bürgerpflichten der Mit-
glieder der Gemeinschaft
gerechnet werden können,
unter der Voraussetzung,
daß die Bevölkerung oder
ihre unmittelbaren Ver-
treter berechtigt sind,
sich über die Notwendig-
keit der Arbeiten zu
äußern.

Artikel 3

Als „zuständige Stelle" im
Sinne dieses Übereinkommens
gilt entweder eine Stelle des
Mutterlandes oder die oberste
Zentralstelle des betreffenden
Gebietes.

Artikel 4

1. Die zuständige Stelle darf
Zwangs- oder Pflichtarbeit zum
Vorteile von Einzelpersonen
oder privaten Gesellschaften
und Vereinigungen weder auf-
erlegen noch zulassen.

2. Besteht derartige Zwangs-
oder Pflichtarbeit zum Vor-
teile von Einzelpersonen oder
privaten Gesellschaften und
Vereinigungen zu dem Zeit-
punkt, in dem die Ratifikation
dieses Übereinkommens durch
ein Mitglied vom Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes eingetragen wird, so hat
das Mitglied diese Zwangs-
oder Pflichtarbeit mit dem
Zeitpunkt völlig zu beseitigen,
in dem dieses Übereinkommen
für das Mitglied in Kraft tritt.

Artikel 5

1. Einzelpersonen oder pri-
vaten Gesellschaften und Ver-
einigungen erteilte Konzes-
sionen dürfen nicht dahin füh-
ren, daß Zwangs- oder Pflicht-
arbeit in irgendeiner Form zur
Gewinnung, Herstellung oder



500 19. Stück — Ausgegeben am 30. März 1961 — Nr. 86

Sammlung von Erzeugnissen
auferlegt wird, die diese Einzel-
personen oder privaten Gesell-
schaften und Vereinigungen
verwenden oder mit denen sie
Handel treiben.

2. Bestehen Konzessionen mit
Bestimmungen, wonach eine
derartige Zwangs- oder Pflicht-
arbeit auferlegt werden kann,
so sind diese Bestimmungen so
bald als möglich aufzuheben,
um dem Artikel 1 dieses Über-
einkommens zu genügen.

Artikel 6

Beamte der Verwaltung dür-
fen, auch wenn es ihre Aufgabe
ist, die ihrer Verantwortung
unterstellte Bevölkerung zur
Annahme von Arbeit irgend-
einer Form zu ermuntern,
weder auf die Gesamtbevölke-
rung noch auf einzelne Per-
sonen einen Druck ausüben,
um sie zur Arbeitsleistung für
Einzelpersonen oder private
Gesellschaften und Vereinigun-
gen zu veranlassen.

Artikel 7

1. Häuptlinge, die keine
Verwaltungsbefugnis ausüben,
dürfen von Zwangs- oder
Pflichtarbeit keinen Gebrauch
machen.

2. Häuptlinge, die Verwal-
tungsbefugnis ausüben, dürfen
mit ausdrücklicher Ermächti-
gung der zuständigen Stelle
Zwangs- oder Pflichtarbeit
unter den Bedingungen des
Artikels 10 dieses Übereinkom-
mens in Anspruch nehmen.

3. Häuptlinge, die als solche
rechtmäßig anerkannt sind und
nicht eine angemessene Ent-
schädigung in anderer Form er-
halten, dürfen persönliche
Dienste empfangen, sofern
diese ordnungsmäßig geregelt
und die notwendigen Maßnah-
men zur Vermeidung von Miß-
bräuchen ergriffen worden sind.
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Artikel 8

1. Für jede Ermächtigung,
Zwangs- oder Pflichtarbeit in
Anspruch zu nehmen, ist die
oberste Zivilbehörde des betref-
fenden Gebietes verantwortlich.

2. Diese Behörde kann jedoch
den örtlichen Oberbehörden die
Befugnis übertragen, Zwangs-
oder Pflichtarbeit in den Fäl-
len aufzuerlegen, in denen
die Arbeiter durch diese Arbeit
nicht von ihrem üblichen Auf-
enthaltsort entfernt werden.
Sie kann ferner den örtlichen
Oberbehörden für Zeitabschnitte
und unter Bedingungen, wie sie
Artikel 23 dieses Übereinkom-
mens vorsieht, die Ermächti-
gung erteilen, Zwangs- oder
Pflichtarbeit aufzuerlegen, zu
deren Ausführung die Arbeit-
nehmer sich von ihrem üblichen
Aufenthaltsort entfernen müs-
sen, wenn es sich darum han-
delt, Dienstreisen der Verwal-
tungsbeamten oder die Beförde-
rung von Regierungsgut zu er-
leichtern.

Artikel 9

Soweit Artikel 10 dieses
Übereinkommens nichts anderes
bestimmt, kann die Behörde,
der das Recht zusteht, Zwangs-
oder Pflichtarbeit aufzuerlegen,
die Anwendung dieser Arbeits-
form nur gestatten, wenn sie
sich zuvor versichert hat, daß

a) die Arbeit oder Dienst-
leistung von wesentlicher,
unmittelbarer Bedeutung
für die Gemeinschaft ist,
die sie ausführen soll,

b) die Arbeit oder Dienstlei-
stung bereits notwendig
ist oder diese Notwendig-
keit unmittelbar bevor-
steht,

c) es unmöglich gewesen ist,
freiwillige Arbeitskräfte
für die Arbeit oder
Dienstleistung zu erhal-
ten, obgleich die angebo-
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tenen Löhne und übrigen
Arbeitsbedingungen den-
jenigen wenigstens gleich-
wertig waren, die in dem
betreffenden Gebiete für
Arbeiten oder Dienstlei-
stungen gleicher Art
üblich sind,

d) durch die Arbeit oder
Dienstleistung die gegen-
wärtige Bevölkerung nicht
übermäßig belastet wird,
wobei die Zahl der ver-
fügbaren Arbeitskräfte
und ihre Eignung für die
geforderte Arbeit zu be-
rücksichtigen ist.

Artikel 10

1. Zwangs- oder Pflichtarbeit,
die als Steuer gefordert, und
solche, die für öffentliche Ar-
beiten von Häuptlingen in Aus-
übung von Verwaltungsbefug-
nissen beansprucht wird, ist
mehr und mehr abzuschaffen.

2. Unterdessen haben die be-
teiligten Behörden, wenn
Zwangs- oder Pflichtarbeit als
Steuer gefordert oder von
Häuptlingen in Ausübung von
Verwaltungsbefugnissen für
öffentliche Arbeiten beansprucht
wird, sich vorher zu überzeu-
gen, daß

a) die Arbeit oder Dienstlei-
stung von wesentlicher,
unmittelbarer Bedeutung
für die Gemeinschaft ist,
die sie ausführen soll,

b) die Arbeit oder Dienstlei-
stung bereits notwendig
ist oder diese Notwendig-
keit unmittelbar bevor-
steht,

c) durch die Arbeit oder
Dienstleistung die gegen-
wärtige Bevölkerung nicht
übermäßig belastet wird,
wobei die Zahl der ver-
fügbaren Arbeitskräfte
und ihre Eignung für die
geforderte Arbeit zu be-
rücksichtigen ist,
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d) die Arbeit oder Dienstlei-
stung die Arbeiter nicht
nötigt, sich von ihrem
üblichen Aufenthaltsort
zu entfernen,

e) bei Durchführung der
Arbeit oder Dienstleistung
den Ansprüchen der Reli-
gion, des Gemeinschafts-
lebens und der Landwirt-
schaft Rechnung getragen
wird.

Artikel 11

1. Nur erwachsene, arbeits-
fähige Personen männlichen Ge-
schlechtes, die offenbar nicht
unter 18 und nicht über
45 Jahre alt sind, dürfen zu
Zwangs- oder Pflichtarbeit
herangezogen werden. Abgese-
hen von den in Artikel 10 die-
ses Übereinkommens bezeich-
neten Arten von Arbeiten sind
dabei die folgenden Beschrän-
kungen und Bedingungen zu
berücksichtigen :

a) Wenn immer möglich, ist
durch einen von der Ver-
waltung hierzu bestimm-
ten Arzt vorher fest-
zustellen, daß die betref-
fenden Personen nicht an
ansteckenden Krankheiten
leiden und zu der von
ihnen verlangten Arbeit
unter den Verhältnissen,
unter denen diese Arbeit
zu leisten ist, körperlich
fähig sind;

b) Schullehrer und Schüler
sowie das gesamte Ver-
waltungspersonal sind aus-
zunehmen;

c) die Zahl von erwachsenen,
arbeitsfähigen Männern,
die notwendig ist, um das
Familien- und Gemein-
schaftsleben aufrechtzuer-
halten, ist in jeder Ge-
meinschaft zu belassen;

d) auf das Ehe- und Fami-
lienband ist Rücksicht zu
nehmen.

2. Die Durchführungsvor-
schriften, die im Sinne des
obigen Absatzes c und auf
Grund des Artikels 23 dieses
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Übereinkommens zu erlassen
sind, haben den Anteil der an-
sässigen, arbeitsfähigen männ-
lichen Personen festzulegen,
der jeweils zur Zwangs- oder
Pflichtarbeit herangezogen wer-
den darf. Dieser Anteil darf
keinesfalls fünfundzwanzig vom
Hundert überschreiten. Bei
Festsetzung dieses Anteiles hat
die zuständige Stelle die Dichte
der Bevölkerung, ihre soziale
und körperliche Entwicklungs-
stufe, die Jahreszeit und die
Arbeiten zu berücksichtigen,
welche die betreffenden Per-
sonen an ihrem Wohnsitz für
sich zu verrichten haben; über-
haupt ist den üblichen wirt-
schaftlichen und sozialen
Lebensbedürfnissen der betref-
fenden Gemeinschaft Rechnung
zu tragen.

Artikel 12

1. Die Höchstdauer, für die
eine Person zu Zwangs- oder
Pflichtarbeit aller Art heran-
gezogen werden kann, darf
sechzig Tage innerhalb von
zwölf Monaten nicht überschrei-
ten und zwar einschließlich der
Zeit für den Weg zur Arbeits-
stätte und zurück.

2. Jeder zur Zwangs- oder
Pflichtarbeit herangezogene Ar-
beiter soll ein Zeugnis erhalten,
in dem die Dauer der von ihm
geleisteten Zwangs- oder Pflicht-
arbeit angegeben ist.

Artikel 13

1. Die regelmäßige Arbeits-
zeit von Personen, die zur
Zwangs- oder Pflichtarbeit her-
angezogen werden, muß die
gleiche sein wie für freie Arbeit;
Arbeitsstunden, die über die
regelmäßige Arbeitszeit hinaus
geleistet werden, sind zu den
gleichen Sätzen zu vergüten, die
für Mehrarbeit freier Arbeiter
gelten.

2. Ein wöchentlicher Ruhetag
ist allen Personen zu gewähren,
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die irgendeiner Form von
Zwangs- oder Pflichtarbeit
unterworfen werden; dieser
Ruhetag soll, soweit wie mög-
lich, mit dem Tage zusammen-
fallen, der durch Überlieferung
oder Brauch des Landes oder
Gebietes als Ruhetag gilt.

Artikel 14

1. Abgesehen von der in Arti-
kel 10 dieses Übereinkommens
bezeichneten Arbeit ist Zwangs-
oder Pflichtarbeit in allen ihren
Formen in Geld zu vergüten,
und zwar zu Sätzen, die weder
niedriger sind als die für gleich-
artige Arbeit in dem Gebiete
der Arbeitsverrichtung, noch
niedriger als die im Anwer-
bungsgebiet üblichen Sätze.

2. Wird Arbeit von Häupt-
lingen in Ausübung von Ver-
waltungsbefugnissen auferlegt,
so ist die Entlohnung möglichst
bald den Bestimmungen des
vorstehenden Absatzes anzu-
passen.

3. Die Löhne sind unmittel-
bar dem einzelnen Arbeiter und
nicht ihren Häuptlingen oder
sonstigen Obrigkeiten auszu-
zahlen.

4. Die Reisetage zum Arbeits-
ort und zurück sind für die
Lohnzahlung als Arbeitstage zu
rechnen.

5. Die Bestimmungen dieses
Artikels schließen nicht aus, daß
Arbeitern die üblichen Nah-
rungsmengen in Anrechnung auf
den Lohn verabfolgt werden;
diese Nahrungsmengen müssen
jedoch der Geldsumme, an deren
Stelle sie treten, mindestens
gleichwertig sein. Unzulässig
sind dagegen Lohnabzüge für
Steuern, besondere Nahrung,
Kleidung und Unterkunft, die
den Arbeitern gegeben werden,
um es ihnen zu ermöglichen, die
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Arbeit unter Berücksichtigung
der hierfür geltenden beson-
deren Verhältnisse fortzusetzen;
das gleiche gilt für die Lieferung
von Werkzeug.

Artikel 15

1. Alle gesetzlichen Bestim-
mungen über die Entschädigung
von Unfällen oder Krankheiten,
die aus Arbeit herrühren, und
alle gesetzlichen Bestimmungen
über die Entschädigung von
Personen, deren Unterhalt von
Arbeitern zu bestreiten war, die
gestorben oder invalid gewor-
den sind, finden in gleicher
Weise wie auf freie Arbeiter
auch auf Personen Anwendung,
die zur Zwangs- oder Pflicht-
arbeit herangezogen werden,
gleichviel ob jene gesetzlichen
Bestimmungen in dem betref-
fenden Gebiete bereits in Kraft
sind oder künftig in Kraft
treten.

2. In jedem Falle hat die Be-
hörde, die einen Arbeiter zur
Zwangs- oder Pflichtarbeit her-
anzieht, die Pflicht, seinen
Unterhalt sicherzustellen, wenn
ein Unfall oder eine Krankheit
als Folge seiner Arbeitsleistung
ihn ganz oder teilweise außer-
stand setzt, selbst für sich zu
sorgen. Diese Behörde ist
ferner verpflichtet, Maßnahmen
zu treffen, um für den Fall, daß
ein solcher Arbeiter infolge
seiner Beschäftigung arbeitsun-
fähig wird oder stirbt, den
Unterhalt der Personen sicher-
zustellen, den er tatsächlich be-
stritten hatte.

Artikel 16

1. Personen, von denen
Zwangs- oder Pflichtarbeit ver-
langt wird, dürfen nicht in Ge-
biete gebracht werden, wo Er-
nährung und Klima von den
ihnen gewohnten Verhältnissen
so erheblich abweichen, daß
daraus eine Gefährdung ihrer
Gesundheit entsteht; ausgenom-
men bleiben Fälle ganz beson-
derer Notwendigkeit.

2. Keinesfalls darf eine solche
Überführung von Arbeitern zu-
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gelassen werden, wenn nicht alle
Maßnahmen in bezug auf
Hygiene und Unterbringung,
die für ihre Eingewöhnung und
den Schutz ihrer Gesundheit er-
forderlich sind, genau zur An-
wendung gebracht werden
können.

3. Wenn eine solche Überfüh-
rung unvermeidlich ist, sind
Maßnahmen zur allmählichen
Gewöhnung an die neuen Er-
nährungs- und klimatischen
Verhältnisse auf Grund zustän-
digen ärztlichen Rates zu er-
greifen.

4. In Fällen, in denen von
solchen Arbeitern eine ihnen
ungewohnte regelmäßige Ar-
beitsleistung verlangt wird, sind
Maßnahmen zu ergreifen, um
sie daran zu gewöhnen. Dabei
handelt es sich insbesondere um
allmähliche Einübung, Regelung
der Arbeitszeit, Festsetzung von
Ruhepausen sowie um die etwa
erforderliche Ergänzung und
Verbesserung ihrer Ernährung.

Artikel 17

Bevor die Anwendung von
Zwangs- oder Pflichtarbeit für
Bau- oder Instandhaltungsar-
beiten zugelassen wird, welche
die Arbeiter zum Verbleib an
den Arbeitsstätten auf längere
Zeit zwingt, hat die zuständige
Stelle sich davon zu überzeugen,

(1) daß alle notwendigen Maß-
nahmen ergriffen worden sind,
um die Gesundheit der Arbeiter
zu schützen und ihnen die er-
forderliche Arzthilfe zu gewähr-
leisten und insbesondere, daß

a) die Arbeiter vor Beginn
ihrer Beschäftigung und in
bestimmten Zeitabständen
während der Dauer ihrer
Dienstleistung ärztlich
untersucht werden,

b) Personal zur Gesundheits-
pflege in hinreichendem
Maße vorhanden ist wie
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auch Apotheken, Kranken-
stuben, Hospitäler und
Sachbedarf, die erforder-
lich sind, um allen Be-
darfsfällen zu genügen,
und

c) die gesundheitlichen Ver-
hältnisse der Arbeitsstät-
ten, die Versorgung mit
Trinkwasser, Lebensmit-
teln, Heizstoffen und
Kochausrüstungen befrie-
digen und, wo es notwen-
dig ist, Wohnung und
Kleidung in ausreichen-
dem Maße zur Verfügung
gestellt werden,

(?) daß geeignete Maßnahmen
ergriffen worden sind, um den
Unterhalt der Familien der Ar-
beiter zu gewährleisten, insbe-
sondere durch Erleichterungen
für eine gesicherte Übermit t-
lung eines Teiles des Lohnes an
die Familie auf Verlangen oder
mit Zustimmung des Arbeiters,

(3) daß die Reise der Arbeiter
zum Arbeitsplatz und zurück
auf Kosten und unter Verant-
wortung der Verwaltung erfolgt,
welche die Reise dadurch er-
leichtern soll, daß sie weitest-
gehenden Gebrauch von allen
verfügbaren Beförderungsmit-
teln macht,

(4) daß im Falle von Krank-
heit oder Unfall, die zu Arbeits-
unfähigkeit von einer gewissen
Dauer führen, der Arbeiter auf
Kosten der Verwaltung in seine
Heimat zurückbefördert wird,

(5) daß Arbeiter, die nach Be-
endigung der Zwangs- oder
Pflichtarbeit als freie Arbeiter
zu verbleiben wünschen, die
Erlaubnis dazu erhalten, ohne
vor Ablauf von zwei Jahren des
Anspruches auf kostenlose
Rückbeförderung in die Heimat
verlustig zu gehen.

Artikel 18

1. Zwangs- oder Pflichtarbeit
für die Beförderung von Per-
sonen oder Gütern, wie Träger-
und Bootsdienst, ist sobald wie
möglich abzuschaffen. Für die



19. Stück — Ausgegeben am 30. März 1961 — Nr. 86 509

Zwischenzeit sollen Vorschriften
der zuständigen Stellen unter
anderem festlegen

a) die Verpflichtung, solche
Arbeit nur zur Erleichte-
rung der Dienstreisen von
Verwaltungsbeamten, zur
Beförderung von Regie-
rungsgut und nur in Fällen
von äußerster Dringlich-
keit zur Beförderung an-
derer Personen als Beam-
ter zu gebrauchen,

b) die Verpflichtung, für
solche Beförderung nur
Männer zu verwenden,
deren körperliche Eignung
vorher durch ärztliche
Untersuchung, wo immer
die Möglichkeit dazu be-
steht, festgestellt worden
ist, wobei, falls eine solche
Untersuchung nicht mög-
lich sein sollte, derjenige,
der Arbeiter dieser Art
beschäftigt, sich unter
seiner Verantwortung zu
versichern hat, daß sie
körperlich befähigt sind
und nicht an einer an-
steckenden Krankheit lei-
den,

c) die Höchstlasten, die diese
Arbeiter tragen dürfen,

d) die Höchstentfernung von
ihrem Wohnsitze, die
ihnen auferlegt werden
darf,

e) die Höchstzahl der Tage
innerhalb eines Monats
oder eines anderen Zeit-
raumes, für den sie ver-
wendet werden dürfen,
unter Einrechnung der
Tage, die sie für die
Heimkehr benötigen,

f) die Personen, die berech-
tigt sind, diese Art von
Zwangs- oder Pflichtarbeit
in Anspruch zu nehmen,
und das für diese Bean-
spruchung zulässige
Höchstausmaß.
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2. Bei Festsetzung der unter
c, d und e des vorigen Absatzes
bezeichneten Höchstgrenzen hat
die zuständige Stelle auf alle
wesentlichen Voraussetzungen

Rücksicht zu nehmen einschließ-
lich des körperlichen Entwick-
lungsstandes der Bevölkerung,
aus der die Arbeiter entnommen
werden, der Beschaffenheit des
Gebietes, durch das ihr Weg
führt, und der klimatischen
Verhältnisse.

3. Die zuständige Stelle hat
ferner dafür zu sorgen, daß die
regelmäßige Tagesleistung dieser
Arbeiter nicht über eine Ent-
fernung hinausgeht, die einer
durchschnittlichen achtstündigen
Arbeitsleistung entspricht, wo-
bei neben der beförderten Last
und der zurückgelegten Ent-
fernung auch der Zustand des
Weges, die Jahreszeit und alle
anderen wesentlichen Voraus-
setzungen zu berücksichtigen
sind, und daß, wenn zusätzliche
Wegleistungen verlangt werden,
für diese ein höheres als das
regelmäßige Entgelt gezahlt
wird.

Artikel 19

1. Die zuständige Stelle darf
Zwangspflanzungen nur geneh-
migen, um Hungersnot oder
Lebensmittelmangel vorzubeu-
gen, und stets nur unter der Be-
dingung, daß die so gewon-
nenen Lebensmittel oder Er-
zeugnisse im Eigentum der Per-
son oder Gemeinschaft bleiben,
die sie erzeugt hat.

2. Die Bestimmungen dieses
Artikels dürfen nicht dazu füh-
ren, daß dort, wo die Erzeu-
gung nach Gesetz oder Gewohn-
heit auf einem Gemeinschafts-
system beruht und die Erzeug-
nisse oder der Gewinn aus ihrem
Verkauf das Eigentum der Ge-
meinschaft bleiben, die Ver-
pflichtung der Mitglieder aufge-
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hoben wird, die ihnen nach Ge-
setz oder Gewohnheit für die
Gemeinschaft obliegende Arbeit
auszuführen.

Artikel 20

Gesetzliche Bestimmungen
über Bestrafung einer ganzen
Gemeinschaft für Vergehen, die
von einzelnen ihrer Mitglieder
begangen worden sind, dürfen
Zwangs- oder Pflichtarbeit der
Gemeinschaft als Strafe nicht
vorsehen.

Artikel 21

Im Bergbau darf Arbeit
unter Tage als Zwangs- oder
Pflichtarbeit nicht angewendet
werden.

Artikel 22

Die jährlichen Berichte über
die Maßnahmen zur Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens,
welche die ratifizierenden Mit-
glieder dem Internationalen
Arbeitsamt nach Artikel 22 der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation vorzulegen
verpflichtet sind, müssen mög-
lichst vollständige Angaben aus
allen in Betracht kommenden
Gebieten enthalten über das
Maß, in dem dort Zwangs- oder
Pflichtarbeit angewandt worden
ist, die Zwecke, für die das ge-
schehen ist, die Krankheits- und
Sterbeziffern, die Arbeitszeit,
die Art der Lohnzahlung, die
Lohnsätze und alle sonst wesent-
lichen Angaben.

Artikel 23

1. Zur wirksamen Durchfüh-
rung der Bestimmungen dieses
Übereinkommens hat die zu-
ständige Stelle vollständige und
klare Vorschriften über die An-
wendung von Zwangs- oder
Pflichtarbeit zu erlassen.



512 19. Stück — Ausgegeben am 30. März 1961 — Nr. 86

2. Diese Vorschriften müssen
insbesondere Bestimmungen ent-
halten, die es jeder der Zwangs-
oder Pflichtarbeit unterworfe-
nen Person gestatten, alle Be-
schwerden über die ihr aufer-
legten Arbeitsbedingungen vor
die Behörden zu bringen, und
welche die Gewähr bieten, daß
diese Beschwerden untersucht
und auf ihre Stichhaltigkeit ge-
prüft werden.

Artikel 24

In allen Fallen sind geeignete
Maßnahmen zur strengen Durch-
führung der Vorschriften über
den Gebrauch der Zwangs- oder
Pflichtarbeit zu ergreifen, sei es
durch Ausdehnung der Befug-
nisse eines etwa bestehenden
Aufsichtsdienstes für freie Ar-
beit auf die Beaufsichtigung der
Zwangs- oder Pflichtarbeit, sei
es in sonst geeigneter Weise.
Auch sind Maßnahmen zu tref-
fen, damit die bezeichneten Vor-
schriften zur Kenntnis der Per-
sonen gelangen, die der Zwangs-
oder Pflichtarbeit unterworfen
werden.

Artikel 25

Die unberechtigte Auferle-
gung von Zwangs- oder Pflicht-
arbeit ist unter Strafe zu stellen.
Die Mitglieder, die dieses Über-
einkommen ratifizieren, ver-
pflichten sich, dafür zu sorgen,
daß die ergriffenen Strafmaß-
nahmen wirksam sind und
streng vollzogen werden.

Artikel 26

1. Die Mitglieder der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
die dieses Übereinkommen rati-
fizieren, verpflichten sich, es auf
die ihrer Souveränität, ihrer
Jurisdiktion, ihrem Protek-
torat, ihrer Oberhoheit, ihrer
Tutel oder ihrer Autorität
unterworfenen Gebiete anzu-
wenden, soweit ihnen in bezug
auf diese Gebiete das Recht zu-
steht, Verpflichtungen einzu-
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gehen, welche Angelegenheiten
der inneren Verwaltung betref-
fen. Wollen Mitglieder indessen
von den Bestimmungen des
Artikels 35 der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation Gebrauch machen, so
haben sie ihrer Ratifikation
eine Erklärung beizufügen, die
bekanntgibt

(1) die Gebiete, auf welche sie
die Bestimmungen dieses
Übereinkommens unver-
ändert anzuwenden beab-
sichtigen,

(2) die Gebiete, auf welche
sie die Bestimmungen
dieses Übereinkommens
mit Abänderungen anzu-
wenden beabsichtigen,
unter Angabe der Einzel-
heiten dieser Abänderun-
gen,

(3) die Gebiete, für welche sie
sich die Entscheidung vor-
behalten.

2. Die bezeichnete Erklärung
gilt als Bestandteil der Ratifi-
kation und hat die Wirkungen
einer solchen. Doch bleibt es
den Mitgliedern überlassen, die
Vorbehalte, die sie auf Grund
der Bestimmungen der Ziffern 2
und 3 des vorangehenden Ab-
satzes in der ursprünglichen Er-
klärung gemacht hatten, durch
eine spätere Erklärung ganz
oder teilweise zurückzuziehen.

Artikel 27

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
nach den Bestimmungen der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation dem Gene-
raldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes zur Eintragung
mitzuteilen.

Artikel 28

1. Dieses Übereinkommen
bindet nur diejenigen Mitglie-
der der Internationalen Arbeits-
organisation, deren Ratifikation
beim Internationalen Arbeits-
amt eingetragen ist.
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2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate, nachdem die Ratifi-
kationen zweier Mitglieder
durch den Generaldirektor ein-
getragen worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes an-
dere Mitglied zwölf Monate
nach der Eintragung seiner
Ratifikation in Kraft.

Artikel 29

Sobald die Ratifikationen
zweier Mitglieder der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
beim Internationalen Arbeits-
amt eingetragen worden sind,
teilt der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
dies sämtlichen Mitgliedern der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion mit. Auch gibt er ihnen
Kenntnis von der Eintragung
der Ratifikationen, die ihm
später von den anderen Mit-
gliedern der Organisation mit-
geteilt werden.

Artikel 30

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum ersten Mal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr
nach der Eintragung beim Inter-
nationalen Arbeitsamt ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von fünf Jahren gebun-
den. In der Folge kann es dieses
Übereinkommen jeweils nach
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Ablauf eines Zeitraumes von
fünf Jahren nach Maßgabe
dieses Artikels kündigen.

Artikel 31

Der Verwaltungsrat des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hat
nach Inkrafttreten dieses Über-
einkommens jeweils bei Ablauf
eines Zeitraumes von fünf Jah-
ren der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkommens
zu erstatten und zu prüfen, ob
die Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 32

1. Nimmt die Allgemeine
Konferenz ein neues Überein-
kommen an, welches das vor-
liegende Übereinkommen ganz
oder teilweise abändert, so
schließt die Ratifikation des
neugefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied ohne weiteres
die Kündigung des vorliegenden
Übereinkommens in sich ohne
Rücksicht auf die in Artikel 30
vorgesehene Frist, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Überein-
kommen in Kraft getreten ist.

2. Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neugefaßten
Übereinkommens an kann das
vorliegende Übereinkommen
von den Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

3. Indessen bleibt das vorlie-
gende Übereinkommen nach
Form und Inhalt in Kraft für
die Mitglieder, die dieses, aber
nicht das neugefaßte Überein-
kommen ratifiziert haben.

Artikel 33

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. Mai 1960.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu diesem Übereinkommen wurde am 7. Juni 1960
hinterlegt und die Ratifikation Österreichs am gleichen Tag durch den Generaldirektor der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation eingetragen.

Gemäß Artikel 28 Abs. 3 dieses Übereinkommens tritt das Übereinkommen für Österreich am
7. Juni 1961 in Kraft.

Nach Mitteilung des Generaldirektors der Internationalen Arbeitsorganisation haben folgende
Staaten dieses Übereinkommen ratifiziert:

Albanien, Argentinien, Australien, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland,
Burma, Ceylon, Chile, Costa-Rica, Dahomey, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, Elfen-
beinküste, Finnland, Frankreich, Gabon, Ghana, Griechenland, Guinea, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Iran, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jugoslawien, Kamerun, Kongo (Brazzaville),
Kongo (Léopoldville), Kuba, Liberia, Madagaskar, Malaya, Mali, Marokko, Mexiko, Neuseeland,
Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Ober-Volta, Pakistan, Peru, Polen, Portugal, Rumänien,
Senegal, Somali, Sudan, Schweden, Schweiz, Spanien, Togo, Tschad, Tschechoslowakei, Ukraine,
Ungarn, Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Venezuela, Vereinigte Arabische Republik,
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Viet-Nam, Weißrußland, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern.

Raab


